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„Weihnachten ist wirklich das Fest des Friedens, 
der guten Hoffnung und der Freude für alle Menschen“ 

 
 

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
 

mit diesem Zitat, das J. F. Kennedy zugeschrieben wird, grüße ich sehr herzlich 
zum Weihnachtsfest 2024 sowie dem anstehenden Jahreswechsel. 

 
Ich sage Dankeschön für die gute Zusammenarbeit  

und das großartige Engagement!  
Gemeinsam ist es auch heuer wieder gelungen  

unseren Landkreis weiter zu entwickeln. 
 

In diesem Sinne wünsche ich gesegnete Weihnachten 
und alles Gute für das neue Jahr 2025! 

 

 
Markus Müller 

Landrat 
 

http://www.landkreis-dillingen.de/Amtsblatt-landkreis-dillingen
mailto:vorzimmer@landratsamt.dillingen.de
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Der Landkreis Dillingen a.d.Donau trauert um 

 
     Herrn Bernhard Lemmert                    

 
Inhaber der Verdienstmedaille des  
Landkreises Dillingen a.d.Donau 

 
Herr Bernhard Lemmert hat sich über Jahrzehnte hin-
weg mit hohem persönlichen Einsatz ehrenamtlich auf 
Vereinsebene für die Jugendarbeit und die Betreuung 
der Sportler bei Trainingseinheiten und Wettkämpfen 
eingesetzt. Außerdem war er verantwortlich für die 
Durchführung zahlreicher örtlicher und überörtlicher 
Sportveranstaltungen. Damit hat er sich bleibende Ver-
dienste um die Belange des Sports und der Vereinsar-
beit im Landkreis erworben. 
 
Der Landkreis Dillingen a.d.Donau wird Herrn Bern-
hard Lemmert ein ehrendes Gedenken bewahren. Un-
ser tief empfundenes Mitgefühl gilt seiner Familie. 
 

Dillingen a.d.Donau, den 02.12.2024  
 
 

Markus Müller 
Landrat 

 

 

 
Der Landkreis Dillingen a.d.Donau trauert um 

 
     Frau Antonie Hartmann                    

 
Inhaberin der Verdienstmedaille des  

Landkreises Dillingen a.d.Donau 
 

Frau Antonie Hartmann hat sich über Jahrzehnte hin-
weg mit hohem persönlichen Einsatz ehrenamtlich für 
den Breitensport eingesetzt, insbesondere in der Kin-
der- und Jugendarbeit sowie im Seniorenbereich. Da-
mit hat sie sich bleibende Verdienste um die Belange 
des Sports und der Vereinsarbeit im Landkreis erwor-
ben. 
 
Der Landkreis Dillingen a.d.Donau wird Frau Antonie 
Hartmann ein ehrendes Gedenken bewahren. Unser 
tief empfundenes Mitgefühl gilt ihrer Familie. 
 
 

Dillingen a.d.Donau, den 07.12.2024  
 

Markus Müller 
Landrat 

 

 

Der Landkreis Dillingen a.d.Donau trauert um 

 

Frau Valeria  H ö l l e r               
 

Frau Valeria Höller war 25 Jahre lang bis zum Eintritt in 
den Ruhestand im Jahr 1998 beim Landratsamt Dillin-
gen als Angestellte in der EDV und in den Sachgebie-
ten Umweltschutz und Gewerberecht tätig. Ihr Pflicht-
bewusstsein und ihre Zuverlässigkeit sowie ihre 
freundliche und hilfsbereite Art sicherten ihr das Ver-
trauen ihrer Vorgesetzten und die Wertschätzung ihrer 
Kolleginnen und Kollegen. Der Landkreis Dillingen 
a.d.Donau wird Frau Höller ein ehrendes Gedenken 
bewahren. Unser tief empfundenes Mitgefühl gilt ihren 
Angehörigen.   
 

Dillingen a.d.Donau, den 11.12.2024 
 
 
 
          Markus Müller         Thomas Saumweber  
               Landrat      Personalratsvorsitzender  
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4. Änderungssatzung zur Beitrags- und Ge-
bührensatzung zur Wasserabgabesatzung 

des Zweckverbandes Glöttgruppe vom 15.11. 
2017 

(BGS/WAS)  
 

Aufgrund des Art. 8 des Kommunalabgabegeset-
zes erlässt der Zweckverband folgende 4. Ände-
rungssatzung zur Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Wasserabgabesatzung: 

§ 1 
 

Grundgebühr 

 

In § 9a Abs. 2 wird die Grundgebühr wie folgt 
festgesetzt: 

 

Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung 
von Wasserzählern mit Dauerdurchfluss 

bis      4 m³/h      154,82 €/Jahr 

bis    10 m³/h      387,05 €/Jahr 

bis    16 m³/h      619,33 €/Jahr 

bis    25 m³/h   1.006,50 €/Jahr 

bis    63 m³/h   2.477,00 €/Jahr 

bis   100 m³/h   3.870,67 €/Jahr 

§ 2 
 

Verbrauchsgebühr 

 

In § 10 Abs. 1 wird die Verbrauchsgebühr auf 
2,39 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers 
festgesetzt.  

§ 3 

 
Inkrafttreten 

 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2025 in 
Kraft.  

 

Holzheim, 25.11.2024 

 

Käßmeyer 

Verbandsvorsitzender   

 

 

5. Satzung 

zur Änderung der 

Satzung vom 18.12.2006 für das Kommunal-

unternehmen „KDL Kommunalunternehmen 

des Landkreises Dillingen a.d.Donau“ 

 

Der Landkreis Dillingen a.d.Donau erlässt auf-

grund Art. 17 und 77 Abs. 3 der Landkreisordnung 

(LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-

I), die zuletzt durch die §§ 4, 5 des Gesetzes vom 

24. Juli 2023 (GVBl. S. 385, 586) geändert worden 

ist und gemäß Verordnung über Kommunalunter-

nehmen (KUV) vom 19. März 1998 (GVBl. S. 220, 

BayRS 2023-15-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 56 

der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) 

geändert worden ist, folgende Satzung zur Ände-

rung der Satzung vom 18.12.2006 (Amtsblatt Nr. 

21 vom 21. Dezember 2006) für das Kommunal-

unternehmen „KDL Kommunalunternehmen des 

Landkreises Dillingen a.d.Donau“, zuletzt geän-

dert durch Satzung vom 16.07.2010 (Amtsblatt Nr. 

9 vom 28. Juli 2010), durch Satzung vom 

18.11.2011 (Amtsblatt Nr.15 vom 29. November 

2011), durch Satzung vom 22.03.2024 (Amtsblatt 

Nr. 6 vom 27. März 2024) und durch Satzung vom 

26.04.2024 (Amtsblatt Nr. 8 vom 30.04.2024): 

 

§ 1 

Die Satzung für das Kommunalunternehmen 

„KDL Kommunalunternehmen des Landkreises 

Dillingen a.d.Donau“ vom 18.12.2006 wird wie 

folgt geändert: 

 

In § 13 Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt am Ende 

durch die Wörter „ , wobei die Vorschriften zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung nicht angewen-

det werden, sofern nicht gesetzliche Vorschriften 

hierzu unmittelbar anwendbar sind.“ ersetzt. 
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§ 2 

 

Diese Satzung tritt zum 01.12.2024 in Kraft. 

Dillingen a.d.Donau, den 29.11.2024 

Markus Müller 

Landrat 

 
Selbständiges Kommunalunternehmen „KDL 
Kommunalunternehmen des Landkreises Dil-
lingen a. d. Donau“; 
Jahresabschluss 2023 – Aufstellung, Behand-
lung und Offenlegung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts 
 
Der Verwaltungsrat des „KDL Kommunalunter-
nehmen des Landkreises Dillingen a. d. Donau“ 
hat in seiner Sitzung am 27.11.2024 den Jahres-
abschluss 2023 wie folgt festgestellt: 
 
1.  Der Jahresabschluss des Kommunalunterneh-

mens Dillingen a.d.Donau für das Wirtschafts-
jahr 2023 wird gemäß § 27 Abs. 1 der Verord-
nung über Kommunalunternehmen mit einer 
Bilanzsumme von 18.730.090 € und einem 
Jahresüberschuss von 902.024 € festgestellt. 

 
2. Ergebnisverwendung: 
 Aus dem Jahresüberschuss für das Geschäfts-

jahr 2023 in Höhe von insgesamt 902.024 € 
wird ein Betrag in Höhe von 800.000,00 € an 
den Landkreis Dillingen abgeführt. Der verblei-
bende Jahresüberschuss in Höhe von 102.024 
€ wird zusammen mit dem Ergebnisvortrag 
zum 01.01.2024 auf neue Rechnung vorgetra-
gen. 

 
3. Dem Vorstand des Kommunalunternehmens 

wird für das Wirtschaftsjahr 2023 gem. § 27 
KUV die Entlastung erteilt. 

 
Die AGP GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Rupertistr. 7, 83278 Traunstein, hat den Jahres-
abschluss 2023 des Kommunalunternehmens 
gemäß § 27 KUV i.V.m. § 13 Abs. 3 der Satzung 
i.V.m. Art. 93 Landkreisordnung i.V.m. §§ 316 ff 
HGB geprüft und folgenden uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt: 
 

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Ab-
schlussprüfers an das KDL Kommunalunterneh-
men des Landkreises Dillingen a.d.Donau, Dillin-
gen a.d.Donau 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresschluss des KDL Kommu-
nalunternehmen des Landkreises Dillingen 
a.d.Donau, Dillingen a.d.Donau, - bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Ge-
winn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht 
des KDL Kommunalunternehmen des Landkrei-
ses Dillingen a.d.Donau, Dillingen a.d.Donau, für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. De-
zember 2023 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen 
handelsrechtlichen und ergänzenden landes-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage des Kommunal-
unternehmens zum 31. Dezember 2023 sowie 
ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2023 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Kommunalunternehmens. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 



Seite 6 

 

 

 

§ 317 HGB i.V.m. Art. 93 LKrO Bay unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-
wortung nach diesen Vorschriften und Grundsät-
zen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestä-
tigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir 
sind von dem Unternehmen unabhängig in Über-
einstimmung mit den deutschen handelsrechtli-
chen und berufsrechtlichen Vorschriften und ha-
ben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten 
in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-
füllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns er-
langten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-
bericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Verwaltungsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für 
die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen handelsrechtlichen und ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz und Ertragslage des 
Kommunalunternehmens vermittelt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die in-
ternen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit 
den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um 
die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu er-
möglichen, der frei von wesentlichen - beabsich-
tigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit des Kommunalunternehmens zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-
sächliche oder rechtliche Gegebenheiten entge-
genstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Kommunalunternehmens vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-
stimmung mit den anzuwendenden deutschen ge-
setzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um 
ausreichende geeignete Nachweise für die Aus-
sagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten o-
der unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des Kommunalunterneh-
mens vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-
gen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB i.V.m. Art. 93 
LKrO Bay unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünf-
tigerweise erwartet werden könnte, dass sie ein-
zeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
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wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-
sentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtig-
ter – falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Ri-
siken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da 
Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. das Au-
ßerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 
können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-
teme des Kommunalunternehmens abzuge-
ben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbar-
keit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen o-
der Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit des Kommunalunter-
nehmens zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 

Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili-
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsver-
merks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten können je-
doch dazu führen, dass das Kommunalunter-
nehmen ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt 
des Jahresabschlusses insgesamt einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrundeliegenden Geschäftsvor-
fälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Kommunalunternehmens vermit-
telt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild von 
der Lage des Kommunalunternehmens. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-
orientierten Angaben im Lagebericht durch. 
Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungs-
nachweise vollziehen wir dabei insbesondere 
die den zukunftsorientierten Angaben von den 
gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten be-
deutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrundeliegen-
den Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 
ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zu-
kunftsorientierten Angaben abweichen. 
 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeut-
same Prüfungsfeststellungen, einschließlich et-
waiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen. 
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Traunstein, 30. Oktober 2024 
 
AGP GmbH                                   Thomas Göntgen 
Wirtschaftsprüfergesellschaft       Wirtschaftsprüfer 
 
Der Jahresabschluss mit Lagebericht sowie der 
Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers lie-
gen vom Tage dieser Bekanntmachung an sieben 
Tage lang beim Landratsamt Dillingen, Finanzver-
waltung, Zimmer 035, während der üblichen 
Dienstzeiten gemäß § 27 KUV (Verordnung über 
Kommunalunternehmen) öffentlich aus. 
 
 
Dillingen a. d. Donau, den 02.12.2024  
KDL – Kommunalunternehmen des 
Landkreises Dillingen a. d. Donau 
 
gez.                                           gez. 
 
Georg Feeß                              Sebastian Bundschuh 
Vorstand                                    Vorstandsmitglied  

 

 

Beteiligungsbericht des Landkreises Dillin-
gen a. d. Donau gem. Art. 82 Abs. 3 Landkrei-
sordnung (LKrO) für das Jahr 2024 

 
 
Der Beteiligungsbericht des Landkrei-
ses Dillingen a. d. Donau nach Art. 82 
Abs. 3 LKrO über seine Beteiligungen 
an Unternehmen in einer Rechtsform 
des Privatrechts wurde dem Kreistag 
in seiner Sitzung am 29.11.2024 vorge-
legt. 
 
Dieser Bericht liegt vom Tage nach dieser Be-
kanntmachung an eine Woche lang beim Landrat-
samt Dillingen, Finanzverwaltung, Zimmer Nr. 
035, während der üblichen Dienststunden öffent-
lich zur Einsichtnahme aus. 
 
Dies wird hiermit bekannt gegeben. 
 
Dillingen a. d. Donau, den 02.12.2024  
 
 
Markus Müller 
Landrat 
 

 

 

Haushaltssatzung 
des 

Zweckverbandes zur Wasserversorgung der 
Eichberggruppe Wengen 

(Landkreis Dillingen a.d.Donau) 
 

für das Haushaltsjahr  2025 
 

Auf Grund der Art. 40 und 26 Abs. 1  KommZG 
i.V.m Art. 68 Abs. 1, 63 ff. GO und § 13 EBV  er-
lässt der Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Eichberg-gruppe Wengen folgende Haus-
haltssatzung: 
 
§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das 
Haushaltsjahr 2025 wird hiermit festgesetzt. 
 
Er schließt im Erfolgsplan 
 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 
223.000 Euro 
 
und im Vermögensplan 
 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 
294.700 Euro 
 
ab. 
 
§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investiti-
ons-fördermaßnahmen sind mit einem Betrag von 
bis zu 200.000 Euro vorgesehen. 
 
§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögens-
plan werden nicht festgesetzt. 
 
§ 4 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Aus-
gaben nach dem Haushaltsplan werden bis zu ei-
nem Betrag von 40.000 Euro festgesetzt. 
 
 
§ 5 
 
Diese Haushaltssatzung tritt zum 01.01.2025 in 
Kraft. 
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Villenbach, den 09.12.2024 
 
Werner Filbrich 
Verbandsvorsitzender 
 
Vorstehende Haushaltssatzung wird hiermit nach 
Genehmigung der Rechtsaufsicht vom 
05.12.2024 amtlich bekannt gemacht.  
Sie liegt zusammen mit den Anlagen am Sitz des 
Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Eich-
berggruppe Wengen im Rathaus der Gemeinde 
Villenbach, Hauptstraße 17, 86637 Villenbach 
während der allgemeinen Sprechstunden des 
Bürgermeisters bis zur nächsten amtlichen Be-
kanntmachung einer Haushaltssatzung zur Ein-
sichtnahme auf (Art. 40 KommZG, Art. 65 Abs. 3 
GO). 
 
Villenbach, den 09.12.2020 
 
Werner Filbrich 
Verbandsvorsitzender 
 
___________________________________________ 

 
 
 

Bekanntmachung 
 
der Auslegung des Entwurfs zur Fortschrei-
bung des Teilfachkapitels B IV 2.4.2 „Nutzung 
der Windenergie“ des Regionalplanes der Re-
gion Augsburg 
 
 
Der Planungsausschuss des Regionalen Pla-
nungsverbandes Augsburg hat am 13. November 
2024 den Entwurf zur Fortschreibung des Teil-
fachkapitels B IV 2.4.2 „Nutzung der Windener-
gie“ des Regionalplanes der Region Augsburg 
zur Kenntnis genommen und die Geschäftsstelle 
beauftragt, das Beteiligungsverfahren zur Fort-
schreibung einzuleiten. Rechtsgrundlagen des 
Verfahrens sind Art. 16 des Bayerischen Landes-
planungsgesetzes (BayLplG) und § 9 des Raum-
ordnungsgesetzes (ROG). 
 
Der Entwurf zur Fortschreibung sowie die erläu-
ternden Materialien zum Entwurf werden vom 
08.01.2025 bis einschließlich 07.04.2025 beim 
Landratsamt Dillingen a.d.Donau, Große Allee 
24, 89407 Dillingen, Zimmer-Nr. 234 (2. OG) 
während der allgemeinen Dienstzeit (Montag und 

Mittwoch 7:30 Uhr bis 12:00 Uhr, Dienstag 07:30 
Uhr bis 14:00 Uhr, Donnerstag 07:30 Uhr bis 
12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 17:30 Uhr, Freitag 
07:30 Uhr bis 12:30 Uhr) zur Einsicht öffentlich 
ausgelegt. 
 
Außerdem werden die Regierung von Schwaben 
als höhere Landesplanungsbehörde und der Re-
gionale Planungsverband Augsburg den Entwurf 
zur Fortschreibung samt erläuternden Materialien 
ab dem 08.01.2025 bis einschließlich 07.04.2025 
unter www.regierung.schwaben.bayern.de (unter 
Service / Raumordnung, Regionalplanung / Regi-
onalplanfortschreibungen) bzw. unter www.rpv-
augsburg.de in das Internet einstellen (Art. 16 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BayLplG und § 9 Abs. 2 
ROG). 
 
Bis zum Ablauf der Auslegung, d. h. bis zum 
07.04.2025, besteht Gelegenheit zur schriftlichen 
oder elektronischen Äußerung zum Fortschrei-
bungsentwurf gegenüber dem Regionalen Pla-
nungsverband Augsburg, Prinzregentenplatz 4, 
86150 Augsburg, oder an geschaeftsstelle@rpv-
augsburg.de. Mit Ablauf der Frist sind sämtliche 
Äußerungen ausgeschlossen, die nicht auf be-
sonderen privatrechtlichen Titeln beruhen 
(Art. 16 Abs. 2 Satz 4 BayLplG, § 9 Abs. 2 Satz 4 
ROG). 
 
Rechtsansprüche werden durch die Beteiligung 
nicht begründet (Art. 16 Abs. 1 Satz 3 BayLplG). 
 
Dillingen a.d.Donau, den 12.12.2024 
Marx, Ltd. Regierungsdirektorin 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.regierung.schwaben.bayern.de/
http://www.rpv-augsburg.de/
http://www.rpv-augsburg.de/
mailto:geschaeftsstelle@rpv-augsburg.de
mailto:geschaeftsstelle@rpv-augsburg.de
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Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes 

Donau-Stadtwerke Dillingen-Lauingen 
für das Haushaltsjahr 2025 

 
I. 

Aufgrund des Art. 41, Abs. 1 und 2 sowie Art. 27, 
Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 63 ff. Ge-
meindeordnung (GO) und des § 22 der Ver-
bandssatzung vom 07.12.2022 (Amtsblatt des 
Landkreises Dillingen a. d. Donau Nr. 30 vom 14. 
Dezember 2022) erlässt der Zweckverband Do-
nau-Stadtwerke Dillingen-Lauingen die folgende 
Haushaltssatzung 
 

§ 1 
 
Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2025 
 
wird im Erfolgsplan 
in den Erträgen und Aufwendungen 
 
auf                     31.809.200 Euro 
 
und im Vermögensplan 
in den Einnahmen und Ausgaben 
 
auf                     16.259.200 Euro 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
An Kreditaufnahmen für die Investitionen im Ver-
mögensplan werden 9.000.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögens-
plan werden mit 4.669.000 Euro festgesetzt. 
 

 
 

§ 4 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben werden mit 5.000.000 Euro festge-
setzt. 
 

§ 5 
 
Der Haushaltsplan tritt zum 1. Januar 2025 in 
Kraft. 

 
Dillingen a. d. Donau, 11.12.2024 
 
Donau-Stadtwerke 
Dillingen-Lauingen 
 
Müller 
Verbandsvorsitzende 
 

II. 
 
Der Haushaltsplan liegt am Tage nach dieser Be-
kanntmachung bis zur nächsten amtlichen Bekannt-
machung einer Haushaltssatzung bei der Geschäfts-
stelle des Zweckverbandes Donau-Stadtwerke Dillin-
gen-Lauingen im Verwaltungsgebäude, Regens-Wag-
ner - Str. 8, 89407 Dillingen a. d. Donau, während der 
allgemeinen Geschäftszeiten öffentlich zur Einsicht-
nahme auf (Art. 41 KommZG, § 4 BekV und Art. 65, 
Abs. 3 GO). 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 11 

 

 

 

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071) 

des Landkreises Dillingen a.d.Donau 
über die Festsetzung des Deutschlandtickets 
einschließlich Ermäßigungsticket als Höchst-

tarif im Kalenderjahr 2025 
 

Hintergrund 
Zur Fortführung des Deutschlandtickets haben 
Bund und Länder im Rahmen von Muster-Richtli-
nien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im 
öffentlichen Personennahverkehr im Zusammen-
hang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2025 
aus Bundes- und Landesmitteln vom 7. Oktober 
2024 (im Folgenden: Muster-Richtlinien Deutsch-
landticket 2025) Maßstäbe zur einheitlichen Er-
mittlung des mit der Einführung des Deutsch-
landtickets verbundenen Ausgleichs abgestimmt. 
Die Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 
basieren auf den Muster-Richtlinien zum Aus-
gleich nicht gedeckter Ausgaben im ÖPNV im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im 
Jahr 2024. 
Die Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 
regeln die Ausreichung der Finanzmittel durch 
die Länder an die Aufgabenträger und Aufgaben-
trägerorganisationen des Schienenpersonennah-
verkehrs (SPNV) sowie des allgemeinen öffentli-
chen Personennahverkehrs (allgemeiner ÖPNV). 
Die Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 
waren von den Ländern jeweils noch an die kon-
kreten Verhältnisse vor Ort anzupassen und um-
zusetzen. Im Freistaat Bayern erfolgte dies im 
Rahmen von Richtlinien des Freistaates Bayern 
zur Umsetzung der Vorgaben der Muster-Richtli-
nien Deutschlandticket 2025 (im Folgenden: 
Richtlinien Bayern 2025; Anlage 3). Die wesentli-
chen Teile der bundesweit abgestimmten und 
durch die Verkehrsministerkonferenz bestätigten 
Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 sind 
verbindlich und bundesweit einheitlich umzuset-
zen. 
Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis 
den Ausgleich der Auswirkungen des Deutsch-
landtickets im Verhältnis zu den Verkehrsunter-
nehmen des SPNV und des allgemeinen ÖPNV 

                                                 
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenver-
kehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhe-
bung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und 
(EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der 

nach Maßgabe der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher 
Dienstleistungsaufträge oder allgemeiner Vor-
schriften zu regeln. 
Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im 
allgemeinen ÖPNV in seinem Zuständigkeitsge-
biet zum 1. Januar 2025 sowie eine rechtskon-
forme Finanzierung hierfür zu gewährleisten, er-
lässt der Landkreis Dillingen a.d.Donau eine all-
gemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 
2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form ei-
ner Allgemeinverfügung Die allgemeine Vor-
schrift regelt rechtsverbindlich die gemeinwirt-
schaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeits-
gebiet des Landkreises Dillingen a.d.Donau täti-
gen Verkehrsunternehmen des allgemeinen 
ÖPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets 
sowie im Gegenzug einen Ausgleich der hier-
durch entstehenden finanziellen Nachteile. Hier-
durch werden die Vorgaben zum Deutschlandti-
cket bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des 
Landkreises Dillingen a.d.Donau im Kalenderjahr 
2025 umgesetzt. 
Die verpflichtende Teilnahme und konkrete Um-
setzung der Einnahmeaufteilung zum Deutsch-
landticket ist in Nr. 2.2 und in Anlage 2 dieser all-
gemeinen Vorschrift verankert. Da die Ausgleich-
sermittlung grundsätzlich nach dem Umsatz-Um-
satz-Vergleich erfolgt, ist die Einnahmeaufteilung 
wesentlich für die Ausgleichsermittlung und somit 
auch Regelungsinhalt dieser allgemeinen Vor-
schrift. Rahmenbedingungen für die Einnahme-
aufteilung im Freistaat Bayern sind die bundes-
weiten Vorgaben der Verkehrsministerkonferenz 
beziehungsweise der von dieser bestimmten 
Gremien. 
Im Freistaat Bayern wurde zusätzlich das Ermä-
ßigungsticket zum Deutschlandticket für Auszu-
bildende, Studierende und Freiwilligendienstleis-
tende eingeführt (Ermäßigungsticket). Beim Er-
mäßigungsticket handelt es sich um ein für die 
Bezugsberechtigten vergünstigtes Deutschlandti-
cket. Die zusätzliche Ermäßigung wird vom Frei-
staat Bayern finanziert. Entsprechende Regelun-
gen sind in dieser Allgemeinen Vorschrift sowie 
in Anlage 1 enthalten und in den Richtlinien Bay-
ern 2025 geregelt.  

Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des 
Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrs-
dienste (ABl. L 354/22). 
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Zu berücksichtigen ist, dass der allgemeine 
ÖPNV im Freistaat Bayern zu einem Teil über öf-
fentliche Dienstleistungsaufträge gewährleistet 
wird. Diese öffentlichen Dienstleistungsaufträge 
enthalten jeweils unterschiedlich ausgestaltete 
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen in Form 
von Tarifvorgaben sowie Ausgleichsregelungen 
hierfür. Die allgemeine Vorschrift regelt daher ei-
nen grundsätzlichen Vorrang der öffentlichen 
Dienstleistungsaufträge. Sie regelt eine gemein-
wirtschaftliche Verpflichtung zur Anerkennung 
des Deutschlandtickets nur insoweit, wie der je-
weilige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine 
entsprechende Verpflichtung einschließlich Aus-
gleichsleistungen hierfür nicht enthält. Die Um-
setzung der Tarifanerkennung im Einzelnen, die 
Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleistun-
gen sowie der erforderlichen Nachweisführung 
hierfür erfolgt sodann auf Grundlage des jeweili-
gen öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter 
vollständiger Beachtung der Regelungen der all-
gemeinen Vorschrift. Hierfür sind bei Bedarf An-
passungen der zugrundeliegenden öffentlichen 
Dienstleistungsaufträge in Form von Ergän-
zungsvereinbarungen zu treffen. 
Die in der allgemeinen Vorschrift geregelte Be-
reitstellung von Daten durch die Verkehrsunter-
nehmen stellt sicher, dass – entsprechend den 
unterschiedlichen Rahmenbedingungen und Ein-
nahmeaufteilungsregelungen in den Verbünden 
und für sonstige Gemeinschaftstarife – durch die 
Verkehrsunternehmen jeweils alle Daten zur Ver-
fügung gestellt werden, die für die Zwecke der 
Ermittlung der Ausgleichsleistungen und des 
Ausschlusses einer Überkompensation gemäß 
den Regelungen des Anhangs der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 erforderlich sind. Diese Da-
ten werden ausschließlich für die genannten 
Zwecke verwendet. 
Die für die Einbeziehung der vormaligen Aus-
gleichszahlungen auf der Grundlage von § 45a 
PBefG (Bestandssicherungsleistungen) zu er-
gänzenden Punkte sind in Nr. 4.1.2 eingebettet. 
Es handelt sich insofern jedoch nur um eine Re-
gelung für Leistungen, die aufgrund der Be-
standssicherung während einer Übergangsphase 
an die Verkehrsunternehmen ausbezahlt werden. 
Für neue Verkehre außerhalb der Bestandssi-
cherung ist für die Zahlung von Ausgleichsleis-
tungen im Ausbildungsverkehr an die Verkehrs-
unternehmen eine gesonderte Regelung erfor-
derlich. Das Staatsministerium für Wohnen, Bau 

und Verkehr hat hierzu ebenfalls eine Arbeitshilfe 
zur Verfügung gestellt. 
Allerdings ist zu beachten, dass die Regelungen 
zum Deutschlandticket derzeit den Ausgleich auf 
der Grundlage eines Schutzschirm-Mechanismus 
berechnen. Zum gegenwärtigen Kenntnisstand 
ist zu erwarten, dass dies nicht dauerhaft beibe-
halten wird, sondern künftig der in der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 vorgesehene Aus-
gleichsmechanismus zur Anwendung kommen 
wird. Dies kann eine Überprüfung und ggf. Ände-
rung der hier beschriebenen Regelungen erfor-
derlich machen. Es ist daher gegenwärtig unklar, 
wie lange der hier beschriebene Ausgleich für die 
vormaligen Ausgleichszahlungen nach § 45a 
PBefG unverändert beibehalten werden kann o-
der ob ein gesonderter Ausgleich für die Be-
standssicherung neu etabliert werden muss. 
Siehe hierzu insgesamt Nr. 2.2.2.2 des „Leitfa-
dens für die Finanzierung des allgemeinen 
ÖPNV im Freistaat Bayern nach der Novellierung 
des ÖPNVG zum 1. Januar 2024“ vom 17.No-
vember 2023. 
 

Allgemeinverfügung 

1. Rechtsgrundlagen 

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und 

§ 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Personen-

beförderungsgesetzes (PBefG), Artikel 8 Ab-

sätze 1 und 3 sowie Artikel 9 Absatz 1 des 

Gesetzes über den öffentlichen Personen-

nahverkehr in Bayern (BayÖPNVG in der 

zum 1. Januar 2025 geltenden Fassung) so-

wie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit 

Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 erlässt der Landkreis Dillingen 

a.d.Donau die nachfolgende allgemeine Vor-

schrift zur Festsetzung des Deutschlandti-

ckets als Höchsttarif im allgemeinen öffentli-

chen Personennahverkehr (allgemeiner 

ÖPNV) und zur Gewährung von Ausgleichs-

leistungen für finanzielle Nachteile im Zu-

sammenhang mit der Beförderung von Fahr-

gästen mit einem Deutschlandticket im Ka-

lenderjahr 2025. 
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2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung  

2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Gel-

tungsbereich dieser allgemeinen Vor-

schrift (dazu Nr. 2.4) öffentliche Perso-

nenverkehrsdienste des allgemeinen 

ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, wäh-

rend der Laufzeit dieser allgemeinen 

Vorschrift (dazu Nr. 8) das Deutschland-

ticket im Sinne des § 9 Absatz 1 des Re-

gionalisierungsgesetzes (RegG) als 

Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß 

den Vorgaben dieser allgemeinen Vor-

schrift entsprechend Nr. 2.2 anzuerken-

nen (im Folgenden Tarifanerkennung o-

der Tarifanerkennungspflicht).  

2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von 

Nr. 2.1 beinhaltet die Beförderung von 

Fahrgästen mit einem gültigen Deutsch-

landticket zu den bundesweit einheitlich 

geltenden Tarifbedingungen gemäß den 

Tarifbestimmungen Deutschlandticket in 

der jeweils geltenden Fassung 

(https://www.bauen.bayern.de//min/verk

ehrsministerkonferenz/index.php), ohne 

dass den Fahrgästen hierfür zusätzliche 

Kosten entstehen. Die Anerkennung des 

Deutschlandtickets verpflichtet das Ver-

kehrsunternehmen nicht zum Vertrieb; 

bezüglich des Vertriebs gelten die ent-

sprechenden Regelungen des jeweiligen 

öffentlichen Dienstleistungsauftrags ein-

schließlich etwaiger Ergänzungen oder 

Nachträge (im Folgenden: öffentlicher 

Dienstleistungsauftrag) zwischen dem 

Verkehrsunternehmen und der jeweils 

zuständigen Behörde. Die Verkehrsun-

ternehmen sind im Zusammenhang mit 

der Anerkennung des Deutschlandti-

ckets zudem berechtigt und verpflichtet, 

an der Einnahmeaufteilung für das 

Deutschlandticket (vergleiche Be-

schlussfassung für ein bundesweites 

Clearingverfahren zur Zuscheidung der 

Einnahmen aus dem Deutschlandticket 

auf Basis des Leipziger Modellansatzes 

in der jeweils geltenden Fassung 

(https://www.bauen.bayern.de//min/verk

ehrsministerkonferenz/index.php) ) teil-

zunehmen. Die Ausgestaltung der Stufe 

2 der Einnahmeaufteilung nach dem 

Leipziger Modell im Freistaat Bayern er-

folgt entsprechend den Vorgaben in An-

lage 2. Der Zeitpunkt, zu dem Stufe 2 in 

Kraft tritt und Stufe 1 ablöst, erfolgt 

durch eine Beschlussfassung der Ver-

kehrsministerkonferenz und wird auf der 

Website der Verkehrsministerkonferenz 

(https://www.bauen.bayern.de//min/verk

ehrsministerkonferenz/index.php) veröf-

fentlicht. Entsprechend sind die hierfür 

jeweils erforderlichen Daten bereitzu-

stellen, bestehende Einnahmenansprü-

che vollumfänglich geltend zu machen 

und gegebenenfalls diese Ansprüche 

überschießende Einnahmen abzugeben. 

Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen 

aus dem Deutschlandticket kein Nach-

teilsausgleich in Anspruch genommen 

werden muss, ist der den Soll-Einnah-

mewert 2025 übersteigende Betrag ent-

sprechend den Vorgaben eines unter 

Beteiligung der Betroffenen festzulegen-

den Systems zu verteilen. Konkretisie-

rungen und ausführende Bestimmungen 

zum Leipziger Modellansatz und der 

Einnahmeaufteilung sind entsprechend 

zu beachten. Die Verkehrsunternehmen 

sind zudem verpflichtet, wenn und so-

weit im Zusammenhang mit der Tarifan-

erkennung erforderlich, Tarifgenehmi-

gungsanträge für das Deutschlandticket 

selbst zu stellen oder bei entsprechen-

den Tarifanträgen Dritter mitzuwirken 

und keine Einwände hiergegen vorzu-

bringen. Sie haben in dem möglichen 

und erforderlichen Umfang an der ein-

heitlichen Umsetzung des Deutschland-

tickets mitzuwirken. Im Hinblick auf die 

Kontrolle des Deutschlandtickets gelten 

vorrangig die Vorgaben des jeweiligen 

öffentlichen Dienstleistungsauftrags; die 

Umsetzung der bundesweit abgestimm-

ten Kontrollmerkmale ist technisch unter 

Einsatz entsprechender Kontrollgeräte 

https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php


Seite 14 

 

 

 

zu gewährleisten; die bundesweit abge-

stimmten Eckpunkte zur Kontrolle des 

Deutschlandtickets sind einzuhalten.  

2.3 Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne 

von Nr. 2.1 beinhaltet zudem die Beför-

derung von Studierenden, Auszubilden-

den und Freiwilligendienstleistenden mit 

einem gültigen ermäßigten Deutschland-

ticket (Ermäßigungsticket) gemäß An-

lage 1. Die Verkehrsunternehmen sind 

im Hinblick auf die Anerkennung des Er-

mäßigungstickets zudem berechtigt und 

verpflichtet, bei der bundesweiten Ein-

nahmeaufteilung wie folgt vorzugehen: 

Das Ermäßigungsticket ist bei der bun-

desweiten Einnahmeaufteilung mit dem 

regulären Preis des Deutschlandtickets 

ohne die ergänzende Ermäßigung in 

Bayern anzusetzen.  

2.4 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen 

Vorschrift erstreckt sich geografisch auf 

das gesamte Gebiet, für das der Land-

kreis Dillingen a.d.Donau, unter Berück-

sichtigung von bestehenden Regelun-

gen zu Kooperationen i.S.v. Art. 7 

BayÖPNVG, Verordnungen sowie be-

stehenden Vereinbarungen zur Übertra-

gung von Zuständigkeiten mit benach-

barten zuständigen Behörden, die Be-

fugnis als zuständige Behörde im Sinne 

des Artikel 2 Buchstabe b) der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007 für den allge-

meinen ÖPNV innehat.  

3. Vorrangige Regelungen öffentlicher 

Dienstleistungsaufträge; Abschluss von 

Umsetzungsvereinbarungen 

3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrs-

dienste im allgemeinen öffentlichen Per-

sonenverkehr auf Grundlage öffentlicher 

Dienstleistungsaufträge erbracht werden 

(gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), 

gelten die Regelungen dieses öffentli-

chen Dienstleistungsauftrags einschließ-

lich etwaiger Ergänzungen oder Nach-

träge im Grundsatz vorrangig vor den 

Regelungen dieser allgemeinen Vor-

schrift. Dies gilt insbesondere für die öf-

fentlichen Dienstleistungsaufträge im 

AVV-Regionalbusverkehr und für die 

Betrauung der Stadt Augsburg. Dies gilt 

in Bezug auf die Pflicht zur Tarifaner-

kennung nur insoweit, wie der jeweilige 

öffentliche Dienstleistungsauftrag eine 

entsprechende Pflicht zur Anerkennung 

des Deutschlandtickets enthält; im Übri-

gen ergibt sich die Tarifanerkennungs-

pflicht einschließlich der hierfür zu ge-

währenden Ausgleichsleistungen aus 

dieser allgemeinen Vorschrift. Die Um-

setzung der Tarifanerkennung im Einzel-

nen, die Ermittlung und Abwicklung der 

Ausgleichsleistungen sowie der erfor-

derlichen Nachweisführung hierfür er-

folgt auf Grundlage des jeweiligen öf-

fentlichen Dienstleistungsauftrags unter 

vollständiger Beachtung der Regelun-

gen dieser allgemeinen Vorschrift. 

3.2 Soweit öffentliche Personenverkehrs-

dienste eigenwirtschaftlich erbracht wer-

den, können zur Umsetzung dieser all-

gemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, 

Umsetzungsvereinbarungen zwischen 

dem jeweiligen Verkehrsunternehmen 

und dem Landkreis Dillingen a.d.Donau 

abgeschlossen werden. In der Umset-

zungsvereinbarung kann insbesondere 

die konkrete Abwicklung der Ausgleichs-

leistungen sowie der Nachweisführung 

nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor-

schrift geregelt werden. Die Umset-

zungsvereinbarung begründet keine ei-

genständigen Tarifanerkennungspflich-

ten oder Ausgleichsansprüche.  

4. Ausgleichsleistungen 

4.1 Die Verkehrsunternehmen erhalten nach 

Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift 

Ausgleichsleistungen für die ihnen durch 

die Anerkennung des Deutschlandti-

ckets entstehenden finanziellen Nach-

teile. Die finanziellen Nachteile ergeben 

sich dabei aus einer Gegenüberstellung 



Seite 15 

 

 

 

der Situation mit Anerkennung des 

Deutschlandtickets (Mit-Fall) und der Si-

tuation mit Anwendung der bis dahin 

geltenden Tarife (Ohne-Fall) unter Be-

rücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils 

verbundenen positiven und negativen 

Effekte. Bei der Gegenüberstellung sind 

die nachfolgenden Grundsätze zu be-

achten; die Einzelheiten sind bei Bedarf 

im Rahmen des jeweiligen öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags oder einer Um-

setzungsvereinbarung auf dieser Basis 

zu regeln. Bestehende Regelungen in 

öffentlichen Dienstaufträgen bleiben un-

berührt. Ein Anspruch besteht nicht, 

wenn das jeweilige Verkehrsunterneh-

men auf anderweitigem Weg (bspw. 

über öffentliche Dienstleistungsaufträge 

oder andere allgemeine Vorschriften 

etc.) einen Ausgleich für die Tarifaner-

kennung erhält oder für die jeweiligen 

Personenverkehrsdienste selbst in Be-

zug auf die Erlösverantwortung bzw. die 

Tarifeinnahmen kein wirtschaftliches Ri-

siko trägt (bspw. aufgrund sog. Brutto-

verträge wie im AVV-

Regionalbusverkehr). 

4.1.1 In Bezug auf die Fahrgeldeinnahmen ist 

entsprechend Nr. 4.3 der Richtlinien 

Bayern 2025 (Anlage 3) für die Laufzeit 

dieser allgemeinen Vorschrift (Nr. 8) wie 

folgt vorzugehen: 

- Anzusetzen ist für jeden Tarifbe-

reich (Verbundtarife, Übergangsta-

rife, landesweite Tarife, Hausta-

rife) die Differenz zwischen den 

um die jeweiligen Tarifanpassun-

gen auf das Kalenderjahr 2025 

hochgerechneten tatsächlichen 

Fahrgeldeinnahmen der Monate 

Januar 2019 bis Dezember 2019 

(Ohne-Fall) und den tatsächlichen 

Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen 

Monate des Kalenderjahres 2025 

(Mit-Fall) entsprechend Nrn. 

4.3.1.1 und 4.3.1.2 der Richtlinien 

Bayern 2025. Für das Ermäßi-

gungsticketsind bei der Ermittlung 

der Fahrgeldeinnahmen die regu-

lären Einnahmen aus dem 

Deutschlandticket ohne ergän-

zende Ermäßigung anzusetzen. 

Die Einnahmen aus erhöhten Be-

förderungsentgelten sind nicht zu 

berücksichtigen. Maßgeblich sind 

insoweit jeweils die gemäß der zu-

grundeliegenden Einnahmeauftei-

lungen zugeschiedenen Fahrgeld-

einnahmen als Netto-Einnahmen 

(ohne Umsatzsteuer).  

- Im Mit- und im Ohne-Fall sind je-

weils die Ausgleichsansprüche 

nach den §§ 228 ff. SGB IX ent-

sprechend Nr. 4.3.2 der Richtlinien 

Bayern 2025 zu berücksichtigen 

(vergleiche auch unten Nr. 4.1.3).  

- Auswirkungen aufgrund von we-

sentlichen Angebotsänderungen 

einschließlich Unterbrechungen 

der Verkehrsbedienung während 

der genannten Vergleichszeit-

räume sind nach Maßgabe von Nr. 

4.3.1.1 der Richtlinien Bayern 

2025 zu berücksichtigen.  

- Für neu eingeführte verkehrliche 

Angebote, für die keine Referenz-

werte in den Monaten Januar 

2019 bis Dezember 2019 ermittelt 

werden können, ist zur Ermittlung 

der Soll-Einnahmen ausnahms-

weise die Nutzung von entspre-

chenden Ist-Daten des Jahres 

2022 zulässig. Sofern keine Werte 

aus den Vorjahren bestehen, sind 

validierte Prognosedaten zulässig. 

Diese Prognosedaten müssen un-

ter Berücksichtigung der tatsächli-

chen Ist-Daten zur Nutzung mit 

dem Deutschlandticket und der 
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preislichen Elastizität beim Nach-

weisverfahren validiert werden. 

Eine Fortschreibung der hochge-

rechneten Fahrgeldeinnahmen an-

hand einer pauschalen Erhöhung 

für positive Verkehrsmengenef-

fekte nach Nr. 4.3.1.1 Satz 7 der 

Richtlinien Bayern 2025 bezie-

hungsweise im Verhältnis zu der 

Veränderung der Betriebsleistun-

gen im Kalenderjahr 2025 nach 

Nr. 4.3.1.1 Satz 8 der Richtlinien 

Bayern 2024 erfolgt nicht, soweit 

bei der Ermittlung der Soll-Einnah-

men ein positiver Verkehrsmen-

geneffekt beziehungsweise die 

Betriebsleistungsveränderung 

durch die Nutzung von entspre-

chenden Ist-Daten aus dem Refe-

renzzeitraum des Jahres 2022 o-

der Prognosedaten bereits berück-

sichtigt ist.  

- Zur Ermittlung der Fahrgeldein-

nahmen werden nach Nr. 4.3.1.1 

Satz 1 und Nr.4.3.1.2 Satz 2 der 

Richtlinien Bayern 2025 auch aus-

gegebene Fahrausweise berück-

sichtigt, für die aufgrund von Zah-

lungsausfällen keine Fahrgeldein-

nahmen erzielt wurden. 

- Einnahmen aus dem durch Be-

schluss des Koordinierungsrates 

festgelegten bundeseinheitlichen 

Vertriebsanreiz (veröffentlicht un-

ter https://www.bauen.bay-

ern.de//min/verkehrsministerkonfe-

renz/index.php) für Deutschlandti-

ckets, Deutschland-Jobtickets und 

das Deutschland-Semesterticket 

sind von den tatsächlichen Fahr-

geldeinnahmen im Jahr 2025 nach 

Nr. 4.3.1.2 Satz 5 der Richtlinien 

Bayern 2025 abzuziehen. 

- Bei der Ermittlung der Fahrgeld-

einnahmen nach Nr. 4.3.1 der 

Richtlinien Bayern 2025 anhand 

der auf das Kalenderjahr 2025 

hochgerechneten tatsächlichen 

Fahrgeldeinnahmen der Monate 

Januar 2019 bis Dezember 2019 

sind über die in Nr. 4.3.1.1 Satz 5 

und 6 und Nr. 4.3.1.2 Satz 7 und 8 

der Richtlinien Bayern 2025 vorge-

sehenen Regelungen hinaus et-

waige Tarifmaßnahmen, Maßnah-

men durch Verbundraumerweite-

rungen sowie etwaige hierfür er-

haltene Ausgleichsleistungen je-

weils sachgerecht zu berücksichti-

gen und transparent darzustellen. 

- Bei der Durchführung einer größe-

ren Verbundintegrationsmaß-

nahme nach der Einführung des 

Deutschlandtickets (zum Beispiel 

in Form einer Verbundraumerwei-

terung) ist in der Regel von einer 

grundlegenden Änderung der Ta-

rifstruktur im Integrationsgebiet 

auszugehen, aufgrund derer ein 

Vergleich zu den Tarifarten und 

Preisstufen des Jahres 2019 nicht 

möglich ist. In diesem Fall werden 

gemäß Nr. 4.3.1.1 Satz 4 der 

Richtlinien Bayern 2025 – solange 

für den jeweiligen öffentlichen 

Dienstleistungsauftrag ein ver-

bundintegrationsbedingter Aus-

gleichsanspruch besteht – bei der 

Ermittlung der hochgerechneten 

Fahrgeldeinnahmen nach Nr. 

4.3.1.1 der Richtlinien Bayern 

2025 für das Gebiet, für das die 

Verbundintegrationsmaßnahme 

erfolgt, die hochgerechneten Fahr-

geldeinnahmen auf Basis des 

Preisstandes zum 1. Januar 2023 

ermittelt und über die durchschnitt-

liche prozentuale Tarifanpassung 

https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
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auf 2025 fortgeschrieben. Der ge-

mäß der jeweiligen allgemeinen 

Vorschrift zur Verbundintegrations-

maßnahme geleistete verbundin-

tegrationsbedingte Ausgleich ist 

bei der Ermittlung des Deutsch-

landticketausgleichs nach Nr. 

4.3.1.2 der Richtlinien Bayern 

2025 als tatsächliche Fahrgeldein-

nahmen anzurechnen und redu-

ziert damit die Differenz zwischen 

hochgerechneten und tatsächli-

chen Fahrgeldeinnahmen. Sofern 

die hochgerechneten Fahrgeldein-

nahmen gemäß Nr. 4.3.1.1 Satz 

11 der Richtlinien Bayern 2025 

über Einnahmeaufteilungsschlüs-

sel verteilt werden, sind die jeweili-

gen Verteilungsverhältnisse im Ka-

lenderjahr 2025 ohne die Einfüh-

rung des Deutschlandtickets und 

unter Berücksichtigung des jeweils 

ohne die Verbundintegrationsmaß-

nahme in den Integrationsgebieten 

im Kalenderjahr 2025 gültig gewe-

senen Tarifs abzubilden. Bei klei-

neren Verbundintegrationsmaß-

nahmen und Ausnahmefällen bzw. 

Abweichungen von dem oben be-

schriebenen Vorgehen ist das kon-

krete Vorgehen mit dem Freistaat 

Bayern abzustimmen. 

Die Regelungen zu den Fahrgeldeinnah-

men gelten gleichermaßen auch für das 

Ermäßigungsticket; dieses ist im ersten 

Schritt bei der Ermittlung der Höhe der 

Ausgleichsleistungen wie das reguläre 

Deutschlandticket zu berücksichtigen. 

Im zweiten Schritt ist sodann eine ge-

sonderte Darstellung der Höhe der zu-

sätzlichen Ausgleichsleistungen für die 

Ermäßigungstickets nach Maßgabe von 

Nr. 4.1.8 erforderlich. 

4.1.2 Bezüglich der im Ohne-Fall (siehe 

Nr. 4.1) bis einschließlich des Jahres 

2023 gewährten Ausgleichsleistungen 

auf Grundlage des § 45a PBefG war zur 

Vermeidung von Verwerfungen im Zu-

sammenhang mit der Tarifanerkennung 

des Deutschlandtickets eine entspre-

chende Erklärung zum Verfahren der 

Berechnung der Ausgleichsleistungen 

erforderlich.  

Das BayÖPNVG wurde mit Gesetz vom 

24. Juli 2023 angepasst und der Aus-

gleich nach § 45a PBefG zum 1. Januar 

2024 durch eine landesgesetzliche Re-

gelung ersetzt. Verkehrsunternehmen 

erhalten für Linienverkehre mit einer Ge-

nehmigung, deren Laufzeit bis spätes-

tens zum 30. September 2024 beginnt, 

während der gesamten Laufzeit dieser 

Genehmigung Leistungen nach dieser 

allgemeinen Vorschrift. Für Linienver-

kehre mit einer Genehmigung, deren 

Laufzeit zwischen dem 1. Oktober 2024 

und dem 31. Dezember 2024 beginnt, 

erhalten sie diese Leistungen längstens 

bis zum 31. Juli 2033. Hiervon ausge-

nommen sind eigenwirtschaftliche Ge-

nehmigungen, die sich in Bezug auf eine 

Vorabbekanntmachung, die innerhalb 

des Kalenderjahres 2023 veröffentlicht 

wurde, durchgesetzt haben. Die Laufzeit 

dieser Genehmigungen kann auch nach 

dem 31. Dezember 2024 beginnen; Ver-

kehrsunternehmen erhalten in diesem 

Fall während der gesamten Laufzeit die-

ser Genehmigung Leistungen nach die-

ser allgemeinen Vorschrift. 

Diese allgemeine Vorschrift umfasst in-

soweit auch die Ausgleichsleistungen in 

der Höhe des Betrages, der sich bei ent-

sprechender Anwendung des Verfah-

rens zur Berechnung nach Satz 1 ergibt. 

Der Ausgleichsanspruch des Unterneh-

mers endet spätestens mit Ablauf der Li-

niengenehmigungen. Der Ausgleich wird 

bei Änderungen des Angebots entspre-

chend wertanteilig angepasst. Die zum 

Ausgleich der weggefallenen Aus-

gleichsleistungen nach § 45a PBefG ge-

währten Beträge sind gesondert auszu-

weisen.  
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Die Höhe der zum Ausgleich der wegge-

fallenen Ausgleichsleistungen nach 

§ 45a PBefG gewährten Beträge wurde 

im Jahr 2024 pauschaliert ermittelt und 

ersetzt diese Ausgleichsleistungen. Auf 

Basis dieser linien- bzw. linienbündel-

scharfen Zuordnung der § 45a PBefG-

Ausgleichsleistungen, die Grundlage für 

die Auszahlung durch den Landkreis Dil-

lingen a.d.Donau im Jahr 2024 war, be-

antragt das Verkehrsunternehmen über 

das DTBY-Portal2 bei dem Landkreis 

Dillingen a.d.Donau bis zum 

1. März 2025 eine Vorauszahlung von 

50 % der Ausgleichsleistungen für das 

Jahr 2025. Bis zum 1. September 2025 

beantragt der Unternehmer die zweite 

Vorauszahlung in Höhe von 50%.  

Werden während der Gültigkeit dieser 

allgemeinen Vorschrift wesentliche Ver-

änderungen des Linienangebotes fest-

gestellt, werden die pauschalierten Aus-

gleichsleistungen wertanteilig ange-

passt. Die Höhe der Ausgleichsleistun-

gen verringert sich bei Auslaufen einzel-

ner Liniengenehmigungen entsprechend 

den Wertanteilen der jeweiligen Linien.  

Wesentliche Änderungen werden in der 

nächsten Auszahlung berücksichtigt. Er-

forderlichenfalls erfolgt nach Ende der 

Genehmigungslaufzeit oder der Gültig-

keit dieser allgemeinen Vorschrift eine 

Korrektur; die Regelungen nach Nr. 

4.2.4 finden entsprechend Anwendung. 

4.1.3 Die Höhe ausgleichsfähiger Minderein-

nahmen aus der Minderung von Aus-

gleichsleistungen aus anderen allgemei-

nen Vorschriften ist entsprechend den 

Vorgaben in Nr. 4.1.1 zu ermitteln; es 

gilt Nr. 4.3.3 der Richtlinien Bayern 

2025.  

4.1.4 Bestehende Ausgleichsregelungen für 

sonstige Tarifmaßnahmen bleiben unbe-

                                                 
2 DTBY-Portal: Portal des Freistaates Bayern zum 
Vollzug der Abrechnung des Deutschlandtickets; er-
reichbar unter https://dtby.intraplan.de/ 

rührt. Dies gilt insbesondere für den ge-

setzlichen Ausgleichsanspruch nach 

den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleicher-

maßen auch für weitere bestehende Ta-

rifvorgaben und darauf bezogene Aus-

gleichsregelungen des Landkreises Dil-

lingen a.d.Donau (zum Beispiel aktuell 

für das 365-Euro-Ticket) oder Dritter, die 

für das Verkehrsunternehmen Geltung 

beanspruchen. Bestehen mehrere Aus-

gleichsregelungen nebeneinander, ins-

besondere bei Tarifvorgaben im Rah-

men verschiedener allgemeiner Vor-

schriften, ist sicherzustellen, dass Aus-

gleichsleistungen für dieselbe Tarifvor-

gabe nicht mehrfach gewährt werden. 

Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben 

und die hierfür gewährten Ausgleichs-

leistungen im Rahmen der Nachweisfüh-

rung (dazu Nr. 5) jeweils getrennt und 

nachvollziehbar darzustellen. 

4.1.5 Der Landkreis Dillingen a.d.Donau kann 

künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben 

und Ausgleichsregelungen treffen. 

4.1.6 Von den ausgleichsfähigen Minderein-

nahmen sind die im direkten ursächli-

chen Zusammenhang mit der Einfüh-

rung des Deutschlandtickets vermiede-

nen oder ersparten Aufwendungen aus 

dem Vertrieb des bisherigen Tarifsorti-

ments nach Maßgabe von Nr. 4.3.5 der 

Richtlinien Bayern 2025 in Abzug zu 

bringen. 

4.1.7 Entsprechend Nr. 4.3.4 der Richtlinien 

Bayern 2025 ergibt sich die Höhe der 

Ausgleichsleistungen für die ergänzende 

Ermäßigung des Ermäßigungstickets 

aus der Differenz zwischen den nach Nr. 

4.3.1.2 Satz 4 der Richtlinien Bayern 

2025 anzusetzenden Fahrgeldeinnah-

men und den tatsächlichen Fahrgeldein-

nahmen aus dem Verkauf der Ermäßi-

gungstickets. 
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4.1.8 Bei grenzüberschreitenden Verkehren 

gilt: Grundsätzlich erfolgt die Zuordnung 

von (Fahrgeld-)Einnahmen und Kosten 

entsprechend den vertraglich vereinbar-

ten Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bezie-

hungsweise Zug-Kilometern des Kalen-

derjahres 2025. Soweit andere Verein-

barungen im Rahmen öffentlicher 

Dienstleistungsaufträge, soweit vorhan-

den, beziehungsweise zwischen den be-

teiligten zuständigen Behörden beste-

hen, sind diese für die (Fahrgeld-) Ein-

nahmen- und Kostenzuordnungen maß-

geblich; es gilt Nr. 4.3.7 der Richtlinien 

Bayern 2025.  

4.2 Die Ausgleichsleistungen nach dieser 

allgemeinen Vorschrift sind der Höhe 

nach begrenzt auf den finanziellen Net-

toeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, Arti-

kel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in 

Verbindung mit dem Anhang der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich 

gilt:  

4.2.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfül-

lung der Tarifanerkennungspflicht aus 

dieser allgemeinen Vorschrift entspricht 

nach dem Anhang der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007 der Summe aller (positi-

ven und negativen) Auswirkungen aus 

der Erfüllung der Tarifpflicht im Gel-

tungsbereich dieser allgemeinen Vor-

schrift in Bezug auf das Deutschlandti-

cket. Für die Ermittlung des finanziellen 

Nettoeffekts ist somit eine Aufstellung 

aller Auswirkungen auf die Einnahmen 

und Kosten aus der Tarifanerkennungs-

pflicht nach dieser allgemeinen Vor-

schrift vorzunehmen. Bei den Auswir-

kungen auf die Einnahmen erfolgt eine 

Gegenüberstellung der Differenz des 

Mit-Falls und des Ohne-Falls entspre-

chend Nr. 4.1.  

4.2.2 Die Anforderungen des Anhangs der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden 

im Übrigen bei gemeinwirtschaftlichen 

Verkehren im Rahmen des jeweiligen öf-

fentlichen Dienstleistungsauftrags um-

gesetzt. Dies gilt insbesondere im Hin-

blick auf das Erfordernis einer Tren-

nungsrechnung gemäß Nr. 5 sowie die 

Gewährleistung eines Anreizes gemäß 

Nr. 7 des Anhangs der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007. Im Hinblick auf die Ver-

meidung einer Überkompensation gilt 

Nr. 4.2.4; die Umsetzung ist im Rahmen 

des jeweiligen öffentlichen Dienstleis-

tungsauftrags zu gewährleisten. 

4.2.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren 

werden die Anforderungen des Anhangs 

der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 wie 

folgt gewährleistet: 

- Die Vorgaben zur Trennungsrech-

nung gemäß Nr. 5 des Anhangs der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind 

einzuhalten.  

- Im Hinblick auf den angemessenen 

Gewinn nach Nr. 6 des Anhangs der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gilt 

Nr. 4.2.4. 

4.2.4 Die Ausgleichsleistungen nach dieser 

allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu 

einer Überkompensation im Sinne des 

Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 führen. Die Vermeidung ei-

ner Überkompensation wird unter Be-

achtung der Vorgaben von Nr. 6 des An-

hangs in Bezug auf den angemessenen 

Gewinn wie folgt gewährleistet: Die 

Überkompensationskontrolle ist jährlich 

durchzuführen. Die Ausgleichsleistung 

darf den finanziellen Nettoeffekt aus der 

Tarifanerkennung des Deutschlandti-

ckets nicht übersteigen; sie ist begrenzt 

auf die Höhe, bei der ein angemessener 

Gewinn von 3-5 Prozent vom Umsatz für 

die zugrundeliegenden Verkehrsdienste 

erreicht wird. Ein höherer Gewinn kann 

im Einzelfall als angemessen akzeptiert 

werden, wenn die Verkehrsdienste in ei-

nem europaweit bekanntgemachten 

Vergabeverfahren mit mehreren Bietern 

vergeben wurde und das Verkehrsunter-

nehmen nachweist, dass es über die 
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Laufzeit des öffentlichen Dienstleis-

tungsauftrags, ohne Betrachtung der 

Corona-geprägten Jahre 2020 bis 2022, 

eine höhere Umsatzrendite mit den zu-

grundeliegenden Verkehrsdiensten er-

zielt hat. Das Verkehrsunternehmen 

stellt die für die Beurteilung erforderli-

chen Daten zu den Kosten und Erlösen 

umfassend zur Verfügung und ermög-

licht so die Überprüfung des Vorliegens 

einer Überkompensation. Bei der Ermitt-

lung des angemessenen Gewinns in öf-

fentlichen Dienstleistungsaufträgen sind 

Kosten nur maximal in der Höhe berück-

sichtigungsfähig, die sich aus dem öf-

fentlichen Dienstleistungsauftrag ergibt. 

Bei Bedarf können restriktivere Regelun-

gen für den Einzelfall getroffen werden. 

Änderungen beim Angebot und Ange-

botsunterbrechungen sind entsprechend 

Nr. 4.1 angemessen zu berücksichtigen. 

Die Berechnung einschließlich der Da-

tengrundlagen müssen einer Überprü-

fung durch den Landkreis Dillingen 

a.d.Donau oder dessen Beauftragten 

zugänglich gemacht werden (vgl. 

Nr. 5.10). Zum Nachweis einer nicht vor-

handenen Überkompensation ist eine 

unternehmensindividuelle Aufstellung 

über die Berechnung des finanziellen 

Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarif-

pflicht im Geltungsbereich dieser allge-

meinen Vorschrift in Bezug auf das 

Deutschlandticket entsprechend 

Nr. 4.2.1 differenziert nach gemeinwirt-

schaftlichen Verkehren und eigenwirt-

schaftlichen Verkehren zum 31. Januar 

2027 vorzulegen. Als Ergebnis der Auf-

stellung ist unter Berücksichtigung der 

Ausgleichsleistungen nach Maßgabe 

dieser allgemeinen Vorschrift die nicht 

erfolgte Überkompensation auszuwei-

sen. Die Richtigkeit dieser Aufstellung 

ist bezogen auf jeden bestehenden öf-

fentlichen Dienstleistungsauftrag oder 

jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr von 

einem Steuerberater oder Wirtschafts-

prüfer zu bestätigen; betreibt das Ver-

kehrsunternehmen im Geltungsbereich 

dieser allgemeinen Vorschrift mehrere 

eigenwirtschaftliche Verkehre können 

die Nachweise gesamthaft hierfür er-

bracht werden. Sollte im Einzelfall den-

noch eine Überkompensation festge-

stellt werden, hat das Verkehrsunterneh-

men den überkompensierenden Betrag 

zur Vermeidung einer unzulässigen Bei-

hilfe einschließlich Zinsen ab dem Ein-

tritt der Überkompensation zurückzuzah-

len. 

5. Darlegungs- und Nachweispflichten 

5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die 

Darlegungs- und Nachweispflicht für 

sämtliche in dieser allgemeinen Vor-

schrift geregelten Voraussetzungen und 

Anforderungen an die Gewährung der 

Ausgleichsleistungen. Es ist verpflichtet, 

sämtliche für die Durchführung dieser 

allgemeinen Vorschrift erforderlichen 

Angaben vollständig und wahrheitsge-

mäß zu machen.  

5.2 Die Verkehrsunternehmen sind – soweit 

nicht durch einen von ihnen beauftrag-

ten Dritten gemeldet wird – verpflichtet, 

jeweils bis zum 20. eines Monats für den 

Vormonat alle selbst oder im Namen 

des Verkehrsunternehmens erfolgten 

Verkäufe des Deutschlandtickets ein-

schließlich der Verkäufe des Ermäßi-

gungstickets, wobei hier der nicht ermä-

ßigte Kaufpreis anzusetzen ist, unmittel-

bar an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bay-

ern 2025 benannte Clearingstelle zu 

melden. Die Verkehrsunternehmen wer-

den verpflichtet, die selbst oder im Na-

men des Verkehrsunternehmens erfolg-

ten Verkäufe der übrigen Fahrausweise 

bis zum 50. Tag nach Ende eines Mo-

nats unmittelbar an die in Nr. 5.3 der 

Richtlinien Bayern 2025 benannte Clea-

ringstelle zu melden. Die Verkehrsunter-

nehmen werden verpflichtet, die vorläufi-

gen Soll-Einnahmen inklusive tariflicher 

Fortschreibung gemäß Richtlinien Bay-

ern 2025 an die in Nr. 5.3 der Richtlinien 
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Bayern 2025 benannte Clearingstellte 

einmalig monatsscharf für das gesamte 

Jahr 2025 bis zum 20. Februar 2025 zu 

melden. Die Meldung muss den techni-

schen Voraussetzungen entsprechen, 

die von der in Nr. 5.3 der Richtlinien 

Bayern 2024 benannten Clearingstelle 

vorgegeben werden 

(https://www.bauen.bayern.de//min/verk

ehrsministerkonferenz/index.php). So-

weit das Verkehrsunternehmen öffentli-

che Personenverkehrsdienste auf der 

Grundlage mehrerer öffentlicher Dienst-

leistungsaufträge erbringt, erfolgt die Zu-

ordnung der Verkäufe, soweit vorhan-

den, nach den bestehenden Aufteilungs-

schlüsseln; im Übrigen wird die Zuord-

nung der Verkäufe im Verhältnis der 

Soll-Fahrzeug-, Wagen-, beziehungs-

weise Zug-Kilometer vorgenommen. Für 

grenzüberschreitende Verkehre gilt Nr. 

4.1.9 entsprechend. Der Landkreis Dil-

lingen a.d.Donau erhält eine Abschrift 

der Meldung. Zusätzlich sind die Ver-

kehrsunternehmen verpflichtet, die Mel-

dungen an die benannte Clearingstelle 

parallel auch in das DTBY-Portal3 einzu-

stellen. Die Meldung kann auch über ei-

nen von ihnen beauftragten Dritten 

(Dienstleister) bzw. die zuständige Tarif-

organisation (Verbund, etc.) analog der 

Meldung an die benannte Clearingstelle 

erfolgen. Der Betreiber des DTBY-

Portals ist als datenschutzrechtlich Ver-

antwortlicher zur Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten berechtigt, soweit 

dies zur Abwicklung erforderlich ist. 

5.3 Für die Antragstellung des Landkreises 

Dillingen a.d.Donau beim Freistaat Bay-

ern gemäß Nr. 6.1 der Richtlinien Bay-

ern 2025 am 30. September 2025 sind 

von den Verkehrsunternehmen bis zum 

15. August 2025 vorzulegen: 

                                                 
3 DTBY-Portal: Portal des Freistaates Bayern zum 
Vollzug der Abrechnung des Deutschlandtickets; er-
reichbar unter https://dtby.intraplan.de/ 

- Berechnungen oder eine Prognose der 

Höhe der voraussichtlichen Ausgleichs-

leistungen entsprechend den im DTBY-

Portal zur Verfügung gestellten Unterla-

gen und Berechnungsmethode;  

- Prognosen der Verbundorganisationen 

über die Minderungen entsprechend den 

im DTBY-Portal zur Verfügung gestell-

ten Unterlagen und Berechnungsme-

thode sowie weitere begründende Un-

terlagen; sofern entsprechende Daten 

von der Verbundorganisation nicht 

rechtzeitig zur Verfügung gestellt wer-

den, hat das Verkehrsunternehmen ent-

sprechende Prognosen und begrün-

dende Daten selbst vorzulegen; 

- Prognose der Anzahl der verkauften Er-

mäßigungstickets entsprechend den im 

DTBY-Portal zur Verfügung gestellten 

Unterlagen und Berechnungsmethode. 

Diese sind getrennt auszuweisen nach 

Studierenden sowie den weiteren Be-

rechtigten (Auszubildende und Freiwilli-

gendienstleistende). Die Studierenden 

sind entsprechend getrennt nach den 

vorhandenen einzelnen solidarischen 

Semestertickets und ohne (solidari-

sches) Semesterticket auszuweisen. Wo 

möglich, sollen diese Prognosen von 

den Verbundorganisationen erstellt wer-

den; 

- Prognose der tariflichen Mindereinnah-

men durch das Ermäßigungsticket ent-

sprechend den im DTBY-Portal zur Ver-

fügung gestellten Unterlagen und Be-

rechnungsmethode. Diese sind getrennt 

auszuweisen nach Studierenden sowie 

den weiteren Berechtigten (Auszubil-

dende und Freiwilligendienstleistende). 

Die Studierenden sind entsprechend ge-

trennt nach den vorhandenen einzelnen 

solidarischen Semestertickets und ohne 

(solidarisches) Semesterticket auszu-

https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
https://www.bauen.bayern.de/min/verkehrsministerkonferenz/index.php
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weisen. Wo möglich, sollen diese Prog-

nosen von den Verbundorganisationen 

erstellt werden. 

5.4 Vorzulegen ist vorläufig mit dem bis da-

hin letztverfügbaren Stand bis zum 

31. März 2026 die ermittelte Anzahl der 

verkauften Ermäßigungstickets; die Ti-

ckets sind monatsscharf getrennt auszu-

weisen nach Studierenden sowie den 

weiteren Berechtigten (Auszubildende 

und Freiwilligendienstleistende); die An-

gaben zu den Studierenden sind ge-

trennt nach den einzelnen Hochschulen 

mit (solidarischen) Semestertickets und 

ohne Semesterticket darzustellen. Auf 

Anforderung sind die jeweils zugrunde-

liegenden Daten und Berechnungen of-

fenzulegen.  

5.5 Vorzulegen sind endgültig bis zum 15. 

Januar 2027 die nachfolgend (unter den 

Nrn. 5.5.1 bis 5.5.3) aufgeführten Daten 

und Nachweise. Auf Anforderung sind 

die jeweils zugrundeliegenden Daten 

und Berechnungen offenzulegen. Soweit 

bezogen auf die Vorlage der endgültigen 

Daten und Nachweise das endgültige 

Ergebnis der jeweiligen Einnahmenauf-

teilung maßgeblich ist, dies jedoch zum 

31. Dezember 2026 noch nicht vorliegt, 

wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfüg-

bare Stand der Einnahmenaufteilung (je-

doch nicht älter als einen Monat) zu-

grunde gelegt; eine spätere Korrektur 

findet ungeachtet der Pflicht zum Nach-

reichen von Testaten nicht statt. Ausge-

nommen hiervon sind Umverteilungen 

nach Nr. 2.2 Satz 7 von Einnahmen, 

wenn die tatsächlichen Einnahmen die 

Soll-Einnahmen übersteigen. Diese Um-

verteilung ist in Abstimmung mit dem 

Aufgabenträger und der Bayerischen Ei-

senbahngesellschaft mbH im Rahmen 

des endgültigen Nachweises vorzuneh-

men. 

5.5.1 Für den Referenzzeitraum von Januar 

2019 bis Dezember 2019 sind die nach-

folgenden Daten und Nachweise vorzu-

legen: 

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeit-

raum für jeden Tarifbereich (Verbundta-

rife, Übergangstarife, landesweite Tarife, 

Haustarife), in dem das Verkehrsunter-

nehmen tätig ist; 

- die für den jeweiligen Monat dem Ver-

kehrsunternehmen zugeordneten Fahr-

ausweise und Erlöse differenziert nach 

der jeweiligen Kartenart und Preisstufe 

sowie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich 

anzugeben ist der Umfang der Betriebs-

leistungen im Referenzzeitraum von Ja-

nuar 2019 bis Dezember 2019 in Soll-

Fahrplan-Kilometern; 

- Soweit Zahlungsausfälle im Kalender-

jahr 2019 nachweisbar sind: Bestätigun-

gen der Verbundorganisationen bzw. 

Testate eines Wirtschaftsprüfers oder 

Bestätigung eines Steuerberaters über 

die Beträge für die betroffenen Fahraus-

weise; 

- Bestätigungen der Verbundorganisatio-

nen über die aufgeteilten Einnahmen im 

Kalenderjahr 2019 und die Einnahmen-

aufteilung für die hochgerechneten 

Fahrgeldeinnahmen für das Kalender-

jahr 2025; 

- Soweit ein öffentlicher Dienstleistungs-

auftrag oder ein eigenwirtschaftlicher 

Verkehr direkt von einer Verbundinteg-

rationsmaßnahme betroffen ist: Bestäti-

gung der jeweiligen Verbundorganisa-

tion zur Berücksichtigung eines be-

stimmten Betrages in den hochgerech-

neten Fahrgeldeinnahmen aus dem 

wegfallenden Tarif für das durch die 

Verbundintegrationsmaßnahme be-

troffene Gebiet. Wenn der genannte Be-

trag nicht durch die Verbundorganisation 

ermittelt wurde, ist zusätzlich die Bestä-

tigung eines Wirtschaftsprüfers, Steuer-



Seite 23 

 

 

 

beraters oder Gutachters zur sachge-

rechten Ermittlung des Betrages erfor-

derlich. 

5.5.2 Zur Berechnung der um die Tarifanpas-

sungen auf den Zeitraum Januar 2025 

bis Dezember 2025 hochgerechneten 

tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen sind 

vorzulegen: 

- die um die Tarifanpassungen auf den 

Zeitraum Januar 2025 bis Dezember 

2025 gemäß Nr. 4.3.1.1 der Richtlinien 

Bayern 2025 hochgerechneten Fahr-

geldeinnahmen des Zeitraums in 2019; 

- die Nachweise über die durchgeführten 

Tarifanpassungen gegenüber dem Refe-

renzzeitraum; 

- Nachweis zur Gesamtzahl der Abonnen-

tinnen und Abonnenten im Sinne 

Nr. 4.3.1.1 Satz 10 der Richtlinien Bay-

ern 2025 zu den Stichtagen 30. April 

2023 und 31. Januar 2026; 

- Nachweis über den Umfang der Be-

triebsleistungen in den gesamten Kalen-

derjahren 2019 und 2025 in Soll-Fahr-

zeug-, Wagen-, bzw. Zug-Kilometern so-

wie die tatsächlich erbrachte Betriebs-

leistung in den gesamten Kalenderjah-

ren 2019 und 2025.  

5.5.3 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe 

der Ausgleichsleistungen sind bezogen 

auf das Kalenderjahr 2025 vorzulegen: 

- die ermittelten anzusetzenden tatsächli-

chen Fahrgeldeinnahmen der Monate 

Januar 2025 bis Dezember 2025; 

- Bestätigung der Verbundorganisationen 

zum Ergebnis der Einnahmenaufteilung 

2025 nach Nr. 4.3.1.2 Satz 9 Richtlinien 

Bayern 2025 (soweit die Verbundorgani-

sation Zahlungsausfälle im Rahmen der 

Einnahmeaufteilung erfasst: inklusive 

der Beträge für die ausgegebenen Fahr-

ausweise, für die aufgrund von Zah-

lungsausfällen keine tatsächlichen Fahr-

geldeinnahmen erzielt wurden) sowie 

Nachweise für die jeweils maßgeblichen 

Regelungen oder Vereinbarungen zur 

Durchführung der Einnahmeaufteilung 

für die Tarife, die das Verkehrsunterneh-

men anwendet oder anerkennt; auf An-

forderung sind diese auch für Vorjahre 

vorzulegen; aus der Bestätigung müs-

sen sich Anzahl und betragsmäßiger 

Ansatz für Deutschlandtickets, Deutsch-

land-Jobtickets und Deutschland-Se-

mestertickets unter Berücksichtigung 

des durch Beschluss des Koordinie-

rungsrates festgelegten bundeseinheitli-

chen Vertriebsanreizes ergeben; 

- Nachweis über weitere Tarifvorgaben 

und deren tarifliche Auswirkungen (Min-

dereinnahmen) einschließlich der hierfür 

gewährten Ausgleichsleistungen für die 

gesamten Kalenderjahre 2019 und 

2025; 

- soweit Nr. 4.3.1.1 Satz 6 der Richtlinien 

Bayern 2024 (Tarifdeckel) Anwendung 

findet, ist eine transparente Überlei-

tungsrechnung der Soll- und Ist-Einnah-

men vorzulegen; die Einhaltung des Ta-

rifdeckels in der Ausgleichsermittlung 

muss insbesondere durch die Bestäti-

gung der jeweiligen Verbundorganisa-

tion bzw. die Bestätigung eines Wirt-

schaftsprüfers oder eines Steuerbera-

ters nachgewiesen werden; 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Er-

mäßigungstickets; die Tickets sind mo-

natsscharf getrennt auszuweisen nach 

Studierenden sowie den weiteren Be-

rechtigten (Auszubildende und Freiwilli-

gendienstleistende); die Angaben zu 

den Studierenden sind getrennt nach 

den einzelnen Hochschulen mit (solidari-

schen) Semestertickets und ohne Se-

mesterticket darzustellen; 

- die jeweils maßgeblichen Regelungen o-

der Vereinbarungen zur Durchführung 

der Einnahmenaufteilung für die Tarife, 

die das Verkehrsunternehmen anwendet 

oder anerkennt; auf Anforderung sind 

diese auch für die Vorjahre vorzulegen; 
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- für die pauschale Ermittlung der in direk-

tem ursächlichem Zusammenhang mit 

der Einführung des Deutschlandtickets 

vermiedenen oder ersparten Aufwen-

dungen aus dem Vertrieb des bisherigen 

Tarifsortiments: Nachweis über die An-

zahl der vom Verkehrsunternehmen o-

der mittelbar über einen Vertriebsdienst-

leister verkauften Fahrkarten im Abon-

nement jeweils zu den Stichtagen 30. 

April 2023 und 31. Januar 2025 (verglei-

che Nr. 4.3.5 der Richtlinien Bayern 

2025); Abonnements in diesem Sinne 

sind Zeitfahrkarten mit einer zeitlichen 

Gültigkeit von mehr als einem Monat 

einschließlich der in Nr. 4.3.5 der Richtli-

nien Bayern 2025 aufgeführten Sonder-

regelungen; 

- soweit nach Nr. 4.3.5 der Richtlinien 

Bayern 2025 ein Nachweis über die tat-

sächlich ersparten Vertriebsaufwendun-

gen geführt wird, sind die betragsmäßi-

gen Einsparungen von Vertriebsaufwen-

dungen nach Nr. 5.4 Satz 4 der Richtli-

nien Bayern 2025 von einem Wirt-

schaftsprüfer, Steuerberater oder vom 

Rechnungsprüfungsamt bescheinigen 

zu lassen; 

- gesonderte Aufstellung, aus der sich die 

Berechnung der Soll- und Ist-Netto-Ein-

nahmen 2025 ohne Einnahmen aus 

nicht zu berücksichtigenden Kartenarten 

für die Berechnung der Minderung der 

Erstattungsleistungen nach 

§§ 228 ff. SGB IX auf Basis von Nr. 

4.3.2 der Richtlinien Bayern 2025 ergibt; 

- Nachweise über Minderungen anderer 

Ausgleichsleistungen aus allgemeinen 

Vorschriften nach Maßgabe der Nrn. 

4.3.1 und 4.3.3 der Richtlinien Bayern 

2025 sowie eine Aufstellung, aus der die 

Berechnung der entsprechenden Minde-

rungen vollständig nachvollziehbar ist; 

- für den Fall, dass durch die Fahrgeldzu-

scheidung kein Nachteilsausgleich in 

Anspruch genommen werden muss 

(vergleiche Nr. 2.2 Satz 7), eine Bestäti-

gung zur Abführung des den Soll-Ein-

nahmewert des Kalenderjahres 2025 

gemäß den Richtlinien Bayern 2025 

übersteigenden Betrags; 

- Nachweis der nicht vorhandenen Über-

kompensation gemäß Nr. 4.2.4 ein-

schließlich Bestätigung der Einhaltung 

der im Rahmen dieser allgemeinen Vor-

schrift geregelten Anforderungen sowie 

der korrekten Ermittlung und sachlichen 

Richtigkeit der Daten; dies kann durch 

nachweisbare Daten und Darlegung 

vom Verkehrsunternehmen selbst oder 

durch einen Wirtschaftsprüfer bzw. 

Steuerberater erfolgen.  

5.6 Das Verkehrsunternehmen bestätigt die 

Richtigkeit der gemachten Angaben und 

vorgelegten Daten. 

5.7 Werden die vorgenannten Unterlagen 

und Nachweise nicht fristgerecht vorge-

legt, kann die Ausgleichsleistung ganz 

oder teilweise versagt werden. 

5.8 Die Darlegungs- und Nachweisführung 

erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Ver-

kehren unter Beachtung der vorstehen-

den Grundsätze auf Basis des jeweils 

geltenden öffentlichen Dienstleistungs-

auftrags nach Maßgabe der dortigen 

Regelungen. Bei eigenwirtschaftlichen 

Verkehren können in der Umsetzungs-

vereinbarung ergänzende Regelungen 

zur Darlegungs- und Nachweisführung 

getroffen werden. Im Einzelfall können 

bei Bedarf Abweichungen oder Konkreti-

sierungen zu den im Rahmen dieser all-

gemeinen Vorschrift geregelten Nach-

weispflichten geregelt werden. 

5.9 Der Landkreis Dillingen a.d.Donau kann 

vom Verkehrsunternehmen die Vorlage 

weiterer Angaben und Nachweise ver-

langen, soweit dies zur Erfüllung der 

Nachweispflichten nach den Richtlinien 

Bayern 2025 oder insbesondere auf-

grund von Rechtsvorschriften sowie An-

forderungen der EU-Kommission oder 
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des Obersten Rechnungshofes erforder-

lich ist.  

5.10 Der Landkreis Dillingen a.d.Donau kann 

die von dem Verkehrsunternehmen 

nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor-

schrift beizubringenden Daten, Nach-

weise, Kalkulationen, Testate oder ähnli-

ches selbst oder durch einen von ihm 

bestimmten, zur Verschwiegenheit ver-

pflichteten Dritten prüfen lassen. Das 

Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, 

auf entsprechendes Verlangen Einblick 

in die hierfür notwendigen Unterlagen zu 

gewähren.  

5.11 Im Hinblick auf die Übermittlung und 

Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- 

sowie ggf. personenbezogenen Daten 

werden die jeweils geltenden rechtlichen 

Vorgaben beachtet. Sofern die jeweils 

geltenden Richtlinien Deutschlandticket 

diesbezüglich weitergehende Vorgaben 

treffen, werden diese ebenfalls umge-

setzt. Bei Bedarf werden hierzu entspre-

chende Vereinbarungen zwischen Ver-

kehrsunternehmen und dem Landkreis 

Dillingen a.d.Donau getroffen. Gleiches 

gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der 

zugrundeliegenden Unterlagen und Da-

ten sowie für die hierfür geltenden Fris-

ten. 

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, 

Abschlagszahlungen 

6.1 Soweit im Rahmen des jeweiligen öf-

fentlichen Dienstleistungsauftrags oder 

der Umsetzvereinbarung nichts Abwei-

chendes geregelt wird, gewährt die zu-

ständige Behörde dem Verkehrsunter-

nehmen auf Antrag Abschlagszahlungen 

gemäß Nr. 6.2 und Nr. 6.3. 

6.2 Die Verkehrsunternehmen erhalten für 

die Monate Januar 2025 bis August 

2025 auf Antrag eine erste Abschlags-

zahlung in Höhe von zwei Dritteln der für 

das Kalenderjahr 2024 vorläufig gewähr-

ten Ausgleichsleistungen. Die Auszah-

lung erfolgt in monatlichen Tranchen. 

Der Antrag auf die erste Abschlagszah-

lung ist bis zum 19. Februar 2025 über 

das DTBY-Portal zu stellen.  

Eine zweite Abschlagszahlung für die 

Monate September bis Dezember 2025 

wird auf Antrag entsprechend des vo-

raussichtlichen Bedarfs im Kalenderjahr 

2025 gewährt. Die Auszahlung der zwei-

ten Abschlagszahlung erfolgt entspre-

chend Nr. 6.4.1 Satz 5 der Richtlinien 

Bayern 2025 in monatlichen Tranchen. 

Der Antrag ist bis zum 15. August 2025 

über das DTBY-Portal im Rahmen des 

Ausgleichsantrages (siehe Nr. 5.3) zu 

stellen. Die Vorgaben zur konkreten Er-

mittlung des voraussichtlichen Bedarfs 

und die konkrete Abwicklung der zwei-

ten Abschlagszahlung richten sich nach 

den entsprechenden, durch das Bayeri-

sche Staatsministerium für Wohnen, 

Bau und Verkehr festzulegenden, Vor-

gaben im DTBY-Portal. 

Soweit Verkehrsunternehmen für das 

Kalenderjahr 2024 keine Ausgleichsleis-

tungen für die Tarifanerkennungspflicht 

des Deutschlandtickets erhalten haben 

oder aufgrund von Änderungen der Ein-

nahmeaufteilung des Deutschlandtickets 

wesentliche Änderungen bei der Höhe 

der Ausgleichsleistungen für das Kalen-

derjahr 2025 zu erwarten sind, stimmen 

sich Verkehrsunternehmen und der 

Landkreis Dillingen a.d.Donau über ein 

sachgerechtes Vorgehen zur Gewäh-

rung von Abschlagszahlungen für das 

Kalenderjahr 2025 ab. 

Abweichungen zwischen der auf Basis 

der Prognosen nach Nr. 5.3 ermittelten 

vorläufigen anteiligen Ausgleichsleistung 

und den bereits ausgezahlten Ab-

schlagszahlungen werden in Form von 

Nachzahlungen oder Rückzahlungen 

ausgezahlt oder zurückgefordert.  
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Die auf Basis der Prognosen nach Nr. 

5.3 ermittelte vorläufige Ausgleichsleis-

tung für das gesamte Kalenderjahr 2025 

wird in Form von Nachzahlungen oder 

Rückzahlungen gegenüber den bereits 

ausgezahlten Abschlagszahlungen aus-

gezahlt oder zurückgefordert; etwaige 

bereits erfolgte Rückzahlungen werden 

entsprechend berücksichtigt. Soweit 

noch keine Abschlagszahlungen erfolgt 

sind, erfolgt eine Auszahlung der vorläu-

figen Ausgleichsleistung in voller Höhe.  

Die Auszahlung erfolgt vorbehaltlich der 

Mittel durch den Freistaat Bayern. 

6.3 Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen 

gemäß Nr. 6.2 gewährt der Aufgabenträ-

ger, Landkreis Dillingen a.d.Donau, Ab-

schlagszahlungen auf die Ausgleichs-

leistungen für die Mindereinnahmen aus 

dem Ermäßigungsticket wie folgt: Je-

weils zum 15. des auf die Gültigkeit des 

jeweils ausgegebenen Tickets folgenden 

Monats können Abschlagszahlungen 

über das DTBY-Portal beantragt wer-

den. Hierzu ist dort die Anzahl der je-

weils ausgegebenen, gültigen Ermäßi-

gungstickets zu melden. Die Höhe der 

Abschlagszahlung beträgt je gemelde-

ten verkauften Ermäßigungsticket 20 

Euro. Das Verkehrsunternehmen kann 

sich zu der Antragsstellung auch eines 

Dienstleisters bedienen. Der Betreiber 

des DTBY-Portals ist als datenschutz-

rechtlich Verantwortlicher zur Verarbei-

tung personenbezogener Daten berech-

tigt, soweit dies zur Abwicklung der Leis-

tungen erforderlich ist.  

Der Landkreis Dillingen a.d.Donau kann 

die Ausreichung der Abschlagszahlun-

gen für den Vertrieb des Ermäßigungsti-

ckets an die Regierung von Schwaben 

abtreten. 

6.4 Die endgültige Ermittlung der Aus-

gleichsleistungen nach Maßgabe dieser 

allgemeinen Vorschrift erfolgt unter Be-

rücksichtigung der Abschlagszahlungen 

nach den Nrn. 6.1 bis 6.3. Gemäß Nr. 

4.4 der Richtlinien Bayern 2025 sind er-

haltene Abschlagszahlungen auf die 

Ausgleichleistungen anzurechnen. Die 

endgültige Ermittlung der Ausgleichs-

leistungen beinhaltet auch eine Rege-

lung zu Nachzahlungen und zum Um-

gang mit Überzahlungen (Rückerstat-

tung oder Verrechnung) einschließlich 

etwaiger Verzinsungen.  

7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

7.1 Der Landkreis Dillingen a.d.Donau ist 

über die auf Grundlage dieser allgemei-

nen Vorschrift gewährten Ausgleichs-

leistungen berichtspflichtig gemäß Arti-

kel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher 

Dienstleistungsauftrag besteht, sind die 

Ausgleichsleistungen nach Maßgabe 

dieser allgemeinen Vorschrift Bestand-

teil der Ausgleichsleistungen auf Grund-

lage des jeweiligen öffentlichen Dienst-

leistungsauftrags; sie werden somit ge-

samthaft zusammen mit den Ausgleichs-

leistungen dieses öffentlichen Dienst-

leistungsauftrags im Rahmen des Be-

richts nach Artikel 7 Absatz 1 der Ver-

ordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.  

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der 

Berichtspflicht nach Artikel 7 Ab-

satz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 erforderlich ist, können Da-

ten, die im Zusammenhang mit dieser 

allgemeinen Vorschrift stehen, auch 

nachträglich von den Verkehrsunterneh-

men eingefordert werden. Verkehrsun-

ternehmen, denen ein Ausgleich auf-

grund dieser allgemeinen Vorschrift ge-

währt wird, können sich insoweit nicht 

auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhal-

tung der von ihnen gemachten Angaben 

berufen. 
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8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außer-

krafttreten 

8.1  Diese allgemeine Vorschrift tritt am 1. 

Januar 2025 in Kraft. 

8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. 

Dezember 2025 außer Kraft. Die Ab-

wicklung des Verfahrens über die Ge-

währung von Ausgleichsleistungen für 

das Kalenderjahr 2025 wird auch nach 

dem Außerkrafttreten gemäß Satz 1 

nach den Regelungen dieser allgemei-

nen Vorschrift zu Ende geführt (insbe-

sondere Erfüllung sämtlicher Nachweis-

pflichten durch die Verkehrsunterneh-

men und Durchführung der Schlussab-

rechnung). Die allgemeine Vorschrift 

kann durch Änderungs-Allgemeinverfü-

gung verlängert, geändert oder aufgeho-

ben werden. Die allgemeine Vorschrift 

und die damit verbundene Pflicht zur 

Anerkennung des Deutschlandtickets 

kann insbesondere dann außer Kraft ge-

setzt werden, wenn keine ausreichende 

Finanzierung des Deutschlandtickets 

mehr sichergestellt ist, um die auf Basis 

der Allgemeinverfügung bestehenden 

Ausgleichsansprüche vollumfänglich zu 

befriedigen.  

 
Anlagen 
Die oben in der Allgemeinen Vorschrift genann-
ten, folgenden Anlagen sind einsehbar auf der 
Homepage des Landratsamtes Dillingen a.d.Do-
nau unter: 
https://www.landkreis-dillingen.de/deutschlandti-
cket 
 
Anlage 1 Besondere Bestimmungen zum 

bayerischen ermäßigten Deutsch-
landticket für Auszubildende, Stu-
dierende und Freiwilligendienst-
leistende (Ermäßigungsticket)  

Anlage 2  Festlegungen zur Umsetzung der 
Stufe 2 der Einnahmeaufteilung für 
das Deutschlandticket in Bayern 
(2025)  

Anlage 3 Richtlinien über die Gewährung 
von Billigkeitsleistungen zum Aus-
gleich nicht gedeckter Ausgaben 

im öffentlichen Personennahver-
kehr im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2025 im 
Freistaat Bayern (Richtlinien 
Deutschlandticket ÖPNV Bayern 
2025)  

 
III. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann inner-
halb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 
Klage erhoben werden bei dem Bayerischen 
Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augs-
burg 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 
Augsburg 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augs-
burg 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, 
zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO ge-
nannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor 
den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig. 
Nähere Informationen zur elektronischen Einle-
gung von Rechtsbehelfen können der Internet-
präsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichts-
barkeit (Link: www.vgh.bayern.de) entnommen 
werden. 
 
Dillingen a.d.Donau, 11.12.2024 
 
Markus Müller 
Landrat 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.landkreis-dillingen.de/deutschlandticket
https://www.landkreis-dillingen.de/deutschlandticket


Seite 28 

 

 

 

Allgemeinverfügung des Landratsamtes Dil-
lingen a.d.Donau zur Gewährung von Ausnah-
men von der Benennung gemäß Art. 44 Abs. 2 
der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 
für Lebensmittelunternehmer, die gemäß Art. 
1 Abs. 3 lit. c) der Verordnung (EG) Nr. 
853/2004 nicht der Zulassung bedürfen; 
 
Aufgrund des Art. 44 Abs. 2 Durchführungsverord-
nung (EU) 2023/594 vom 16.03.2023 mit beson-
deren Seuchenbekämpfungsmaßnahmen in Be-
zug auf die Afrikanische Schweinepest und zur 
Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) 
2021/605 sowie Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 des 
Gesetzes über den gesundheitlichen Verbrau-
cherschutz und das Veterinärwesen (GVVG) vom 
24.07.2003, zuletzt geändert durch § 1 Abs. 29 
der Verordnung vom 04.06.2024, 
 
ergeht für das gesamte Gebiet des Landkreises 
Dillingen a.d.Donau folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 
1. Für Lebensmittelunternehmer, die gemäß Art. 

1 Abs. 3 lit. c) der Verordnung (EG) Nr. 
853/2004 nicht der Zulassung bedürfen und die 
frisches Fleisch und Fleischerzeugnisse, ein-
schließlich Tierdarmhüllen, verarbeiten, zerle-
gen und lagern, das bzw. die von Schweinen 
gewonnen wurden, die in Sperrzonen II oder III 
gehalten wurden, ist eine Benennung gemäß 
Art. 44 Abs. 2 Durchführungsverordnung (EU) 
2023/594 unter Einhaltung nachfolgender Vo-
raussetzungen nicht erforderlich (s.g. Aus-
nahme von der Benennung): 

a) Das frische Fleisch und die Fleischerzeug-
nisse, einschließlich Tierdarmhüllen, von 
Schweinen aus diesen Betrieben werden 
ausschließlich innerhalb Deutschlands ver-
marktet, 

b) die tierischen Nebenprodukte von Schwei-
nen aus diesen Betrieben werden im Ein-
klang mit Art. 35 der Durchführungsverord-
nung (EU) 2023/594 innerhalb Deutsch-
lands verarbeitet oder beseitigt und 

c) die Inanspruchnahme der Ausnahme von 
der Benennung wurde dem Landratsamt 
Dillingen a.d.Donau, Fachbereich Veterinär-
wesen, durch den Betrieb in Textform ange-
zeigt, bevor Fleisch, Fleischerzeugnisse o-

der Tierdarmhüllen von Schweinen verar-
beitet, zerlegt oder lagert wird, die in einer 
Sperrzone II oder III gehalten wurden. 

2. Diese Allgemeinverfügung gilt am auf die öf-
fentliche Bekanntmachung folgenden Tag als 
bekannt gegeben. 

 
3. Für den Erlass dieser Allgemeinverfügung wer-

den keine Kosten erhoben. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb 
eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage 
erhoben werden beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg, 
Postfachanschrift: 11 23 43 in 86048 Augs-
burg, 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4 in 86152 
Augsburg. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, 
zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form 
möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und 
entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

 Nähere Informationen zur elektronischen Ein-
legung von Rechtsbehelfen können der Inter-
netpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (https://www.vgh.bayern.de/) ent-
nommen werden. 

 Ab dem 01.01.2022 muss der in § 55d der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) genannte 
Personenkreis Klagen grundsätzlich elektro-
nisch einreichen. 

 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren 
vor den Verwaltungsgerichten infolge der Kla-
geerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
Weitere Hinweise: 

 Laut Art. 41 Abs. 4 Satz 1 des Bayerischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) 
muss lediglich der verfügende Teil einer Allge-
meinverfügung öffentlich bekannt gemacht 
werden. Die Verfügung kann mit Begründung 
im Nebengebäude des Landratsamtes Dillin-
gen a.d.Donau (Fachbereich Veterinärwesen & 
gesundheitlicher Verbraucherschutz) nach 

https://www.vgh.bayern.de/
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Terminvereinbarung unter Tel-Nr. 09071/51-
280 eingesehen werden (Große Allee 25, 
89407 Dillingen a.d.Donau, 1. Stock, Zimmer 
105). 

 

 Die Inanspruchnahme der Ausnahme von der 
Benennung gemäß Nr. 1 Buchst. c) dieser Ver-
fügung kann postalisch, per Fax an die Fax-Nr. 
09071 / 51 - 246 oder per e-mail an veteri-
naer@landratsamt.dillingen.de gesendet wer-
den. 

 
Landratsamt Dillingen a.d.Donau 
Fachbereich 35 - Veterinärwesen - 
Dillingen a.d.Donau, den 12.12.2024 
 
S t r e h l e r 
Regierungsrat 

 
 

Bekanntmachung 
 

der Haushaltssatzung der Verwaltungsge-
meinschaft Gundelfingen a.d.Donau 

für das Haushaltsjahr 2025 
 

I. 
Die Gemeinschaftsversammlung hat die Haus-
haltssatzung der Verwaltungsgemeinschaft Gun-
delfingen a.d.Donau für das Haushaltsjahr 2025 
beschlossen. Die Haushaltssatzung tritt mit dem 
1. Januar 2025 in Kraft. 
 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan lie-
gen während des ganzen Jahres in der Ge-
schäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Gun-
delfingen (Rathaus Zimmer 31) innerhalb der all-
gemeinen Geschäftsstunden zur Einsicht bereit 
(Art. 10 Abs.2 VGemO, Art. 40 KommZG, Art. 65 
Abs. 3 GO). 
 

II. 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmi-
gungspflichtigen Teile. 
 
Gundelfingen a.d.Donau, den 17.12.2024 
 
Nägele 
Gemeinschaftsvorsitzender 

 
 

 

Haushaltssatzung  

des Schulverbandes für die  

Mittelschule am Schlachtegg Gundelfingen 
a.d.Donau 

I. 

Aufgrund des Art. 9 BaySchFG in Verbindung mit 
Art. 41 Abs. 1 KommZG und Art. 63 ff GO erlässt 
die Verbandsversammlung für den Mittelschul-

verband folgende Haushaltssatzung:  
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Jahr 2025 wird im Ver-
waltungshaushalt in den Einnahmen und Ausga-
ben auf 

762.900,00 Euro 

und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen 
und Ausgaben auf 

22.000,00 Euro 

festgesetzt. 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgese-
hen. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögens-
haushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
(1) Verbandsumlage 

Der durch sonstige Einnahmen nicht ge-
deckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finan-
zierung von Ausgaben im Verwaltungshaus-
halt wird für das Haushaltsjahr 2025 auf 
680.500,00 Euro festgesetzt. 

Für die Berechnung der Verbandsumlage 
2025 wird die maßgebende Schülerzahlen 
nach dem Stand vom 01. Oktober 2024 her-
angezogen. Diese beläuft sich auf 215 Schü-
ler und setzt sich wie folgt zusammen: 

 

Gemeinde Bächingen 8 Schüler 

Stadt Gundelfingen  165 Schüler 

Gemeinde Haunsheim 26 Schüler 

Gemeinde Medlingen 16 Schüler 

Zusammen  215 Schüler 

 

mailto:veterinaer@landratsamt.dillingen.de
mailto:veterinaer@landratsamt.dillingen.de
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Die Verbandsumlage wird auf 3.165,12 Euro 
je Verbandsschüler festgesetzt. 

 

(2) Investitionsumlage 
Eine Investitionsumlage wird nicht festge-
setzt. 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur recht-
zeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 130.000,00 Euro festgesetzt. 

 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenom-
men 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 
2025 in Kraft. 

 

Gundelfingen, den 16.12.2024 

Schulverband für die Mittelschule am Schlach-
tegg Gundelfingen a.d.Donau 

 

Dieter Nägele 

1. Bürgermeister Stadt Gundelfingen 

Verbandsvorsitzender 

II. 
Das Landratsamt Dillingen a.d.Donau als Rechts-
aufsichtsbehörde hat mit Schreiben vom 
10.12.2024, Nr. 30-9410/25 festgestellt, dass die 
Haushaltssatzung keine genehmigungspflichtigen 
Teile enthält. 
 

III. 
Die Haushaltssatzung wird hiermit gem. Art. 24 
KommZG amtlich bekannt gemacht. Der Haus-
haltsplan 2025 mit Anlagen liegt gem. Art. 40 
KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO für die Dauer der 
Gültigkeit in der Geschäftsstelle der Verwaltungs-
gemeinschaft Gundelfingen (Rathaus Zimmer 31) 
zur Einsicht bereit. 
 
Gundelfingen, den 17.12.2024 
 
Nägele 
Verbandsvorsitzender 

 
 

Haushaltssatzung  

des Zweckverbandes zur 

Wasserversorgung der „Unteren Brenz-
gruppe“ 

 
I. 

Aufgrund der Art. 41 ff des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in Ver-

bindung mit Art. 63 ff der Gemeindeordnung 
(GO) und § 14 ff der Verbandssatzung erlässt die 
Verbandsversammlung für den Wasserzweckver-
band der „Unteren Brenzgruppe“ folgende Haus-

haltssatzung: 
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Jahr 2025 wird im Ver-
waltungshaushalt in den Einnahmen und Ausga-
ben auf 

 

759.300,00 Euro 

 

und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen 
und Ausgaben auf 

 

102.000,00 Euro 

 

festgesetzt. 

 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungs-maßnah-
men wird auf 0,00 Euro festgesetzt. 

 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögens-
haushalt werden nicht festgesetzt. 

 

§ 4 
Umlagen werden nicht erhoben. 

 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur recht-
zeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 125.000,00 Euro festgesetzt. 
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§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenom-
men 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 
2025 in Kraft. 

 

Gundelfingen, den 16.12.2024 

Zweckverband zur Wasserversorgung der  
„Unteren Brenzgruppe“ 

 

Dieter Nägele 

1. Bürgermeister 

Verbandsvorsitzender 

 

II. 
Das Landratsamt Dillingen a.d.Donau als Rechts-
aufsichtsbehörde hat mit Schreiben vom 
10.12.2024 Nr. 30-9410.312/24 festgestellt, dass 
die Haushaltssatzung keine genehmigungspflich-
tigen Teile enthält. 
 

III. 
Die Haushaltssatzung wird hiermit gem. Art. 24 
KommZG amtlich bekannt gemacht. Der Haus-
haltsplan 2025 mit Anlagen liegt gem. Art. 40 
KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO, für die Dauer der 
Gültigkeit in der Geschäftsstelle der Verwaltungs-
gemeinschaft Gundelfingen (Rathaus Zimmer 31) 
zur Einsicht bereit. 
 
Gundelfingen, den 17.12.2024 
Nägele 
Verbandsvorsitzender 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gründung eines gemeinsamen Kommunalun-
ternehmens „Regionalwerk Westliche Wälder 
gKU“ 
 
Die Gemeinden Altenmünster (Landkreis Augs-
burg), Gemeinde Glött (Landkreis Dillingen 
a.d.Donau), Holzheim (Landkreis Dillingen 
a.d.Donau) und Winterbach (Landkreis Günz-
burg) haben beschlossen ein gemeinsames Kom-
munalunternehmen zu gründen. Ziel des Regio-
nalwerks Westliche Wälder gKU ist die Erreichung 
von größtmöglicher Energiesouveränität in den 
Gemeinden und kommunalen Gebietskörper-
schaften sowie die wirtschaftliche Teilhabe an der 
regionalen Wertschöpfung. Das Regionalwerk 
Westliche Wälder gKU will Synergieeffekte nutzen 
und Wissen, Sachverstand und Ressourcen unter 
einer transparenten und umfangreichen Bürger-
beteiligung sicherstellen. 
Das gemeinsame Kommunalunternehmen führt 
den Namen „Regionalwerk Westliche Wälder“ mit 
dem Zusatz „gemeinsames Kommunalunterneh-
men“ und hat seinen Sitz in Holzheim. 
 
Am Kommunalwerk sind derzeit die Gemeinden 
Altenmünster (Landkreis Augsburg), Gemeinde 
Glött (Landkreis Dillingen a.d.Donau), Holzheim 
(Landkreis Dillingen a.d.Donau) und Winterbach 
(Landkreis Günzburg) zu gleichen Teilen beteiligt. 
 
Der Zusammenschluss erfolgt auf Grundlage von 
Art. 49 Abs. (1) des Gesetzes über die kommu-
nale Zusammenarbeit in Bayern (KommZG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20.Juni 1994 
(GVBl. S. 555; 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), zu-
letzt geändert durch § 2, 3 des Gesetzes vom 
24.Juli 2023 (GVBl. S. 385,586) 
 
Der Beschluss wurde für die Gründung des ge-
meinsamen Kommunalunternehmens wurde auf 
einer gemeinsamen Sitzung der beteiligten Ge-
meinden am 14.10.2024 von jeder einzelnen Ge-
meinde gefasst.  Hiervon hat das Landratsamt Dil-
lingen a.d.Donau mit Schreiben vom 15.11.2024 
Az 30-0270-2/24 Kenntnis genommen. 
 
 
Das gemeinsamen Kommunalunternehmens „Re-
gionalwerk Westliche Wälder gKU“ hat sich fol-
gende Satzung gegeben: 
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SATZUNG FÜR DAS GEMEINSAME 

KOMMUNALUNTERNEHMEN „REGIONALWERK 

WESTLICHE WÄLDER GKU“, ANSTALT DES 

ÖFFENTLICHEN RECHTS 

Präambel 

(1) Ziel des Regionalwerks Westliche Wälder 

gKU ist die Erreichung von größtmöglicher 

Energiesouveränität der Hoheitsgebiete der 

gewährtragenden kommunalen Gebietskör-

perschaften sowie die wirtschaftliche Teil-

habe an der regionalen Wertschöpfung. Das 

Regionalwerk Westliche Wälder gKU soll 

durch die Schaffung dezentraler Energieer-

zeugungs- und Energieversorgungsstruktu-

ren die langfristige Energieversorgung aus 

Erneuerbaren Energien sicherstellen und 

die Akzeptanz der lokalen Bevölkerung in 

Bezug auf die Errichtung Erneuerbarer 

Energie Anlagen steigern. Das Regional-

werk Westliche Wälder gKU will Synergieef-

fekte nutzen und Wissen, Sachverstand und 

Ressourcen der gewährtragenden kommu-

nalen Gebietskörperschaften bündeln. Da-

her ist auch der Beitritt weiterer kommunaler 

Gebietskörperschaften vorgesehen, um die 

Erreichung der Ziele des Regionalwerks 

Westliche Wälder gKU langfristig sicherzu-

stellen. 

(2) Die kommunalen Gebietskörperschaften 

Altenmünster, Glött, Holzheim und Winter-

bach erlassen aufgrund von Art. 49 Abs. (1) 

des Gesetzes über die kommunale Zusam-

menarbeit in Bayern (KommZG) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 20.Juni 

1994 (GVBl. S. 555; 1995 S. 98, BayRS 

2020-6-1-I), zuletzt geändert durch § 2, 3 

des Gesetzes vom 24.Juli 2023 (GVBl. S. 

385,586) folgende Satzung: 

Gender-Hinweis: Aus Gründen der besseren Les-

barkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der 

Sprachformen männlich, weiblich und divers 

(m/w/d) verzichtet. Sämtliche Personenbezeich-

nungen gelten gleichermaßen für alle Geschlech-

ter. 

§ 2 Name und Sitz 

(1) Das Regionalwerk Westliche Wälder gKU 

ist ein selbstständiges Unternehmen der 

kommunalen Gebietskörperschaften (Trä-

ger)  

• Gemeinde Altenmünster, 

Rathausplatz 1, 86450 Altenmünster 

vertreten durch den Bürgermeister 

Florian Mair; 

• Gemeinde Glött, Hauptstraße 31, 

89353 Glött, vertreten durch den Bür-

germeister Friedrich Käßmeyer; 

• Gemeinde Holzheim, Hochstift 2, 

89438 Holzheim, vertreten durch den 

Bürgermeister Simon Peter; 

• Gemeinde Winterbach, Hauptstraße 

34, 89368 Winterbach, vertreten 

durch den Bürgermeister Reinhard 

Schieferle; 

aus den Landkreisen Augsburg, Dillingen 

und Günzburg in der Rechtsform einer An-

stalt des öffentlichen Rechts (gemeinsames 

Kommunalunternehmen). 

(2) Das gemeinsame Kommunalunternehmen 

führt den Namen „Regionalwerk Westliche 

Wälder“ mit dem Zusatz „gemeinsames 

Kommunalunternehmen“ oder „gKU“. Es tritt 

unter diesem Namen im gesamten Ge-

schäfts- und Rechtsverkehr auf.  
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(3) Das gemeinsame Kommunalunternehmen 

hat seinen Sitz in Holzheim. Der räumliche 

Wirkungsbereich ist nur so weit auf das Ge-

biet der Träger beschränkt, als dem Unter-

nehmen hoheitliche Befugnisse oder das 

Recht, Satzungen und Verordnungen zu er-

lassen, übertragen werden. 

§ 3 Stammkapital und Kapitalkonten 

(1) Das Stammkapital des gemeinsamen Kom-

munalunternehmens beträgt € 200.000,00 

und wird auf dem individuellen Kapitalkonto 

I verbucht. Das Konto ist unverzinslich. Am 

Stammkapital sind die Träger wie folgt mit 

Stammeinlagen beteiligt:  

• Die Gemeinde Altenmünster mit € 50.000; 

 Die Gemeinde Glött mit € 50.000; 

• Die Gemeinde Holzheim mit € 50.000; 

• Die Gemeinde Winterbach mit € 50.000; 

(2) Das Stammkapital wird durch die Träger in 

bar durch Einzahlung auf das Kapitalkonto 

I erbracht. Die Stammeinlagen sind mit In-

krafttreten der Satzung sofort zur Zahlung 

fällig.  

(3) Auf dem individuellen Kapitalkonto II wer-

den die über das Stammkapital hinausge-

henden Einlagen gebucht. Das Konto ist un-

verzinslich. 

(4) Auf dem individuellen Verrechnungs-

konto werden die Gewinnanteile, soweit 

diese nicht aus Beteiligungen an Projektge-

sellschaften i. S. d. § 4 Abs. (2) bestehen, 

die Entnahmen, die Zinsen sowie der sons-

tige im Rahmen der Satzung getätigte Zah-

lungsverkehr zwischen dem gemeinsamen 

Kommunalunternehmen und dem Träger 

gebucht. Das Konto ist unverzinslich.  

(5) Auf dem individuellen Verlustvortrags-

konto werden die einen Träger betreffen-

den Verlustanteile gebucht. Die Träger sind 

nicht verpflichtet, zum Ausgleich dieses 

Kontos Einzahlungen zu leisten. Das Konto 

ist unverzinslich. Künftige Gewinnanteile 

sind zunächst zur Auffüllung des Verlustvor-

trags-kontos zu verwenden.  

(6) Dem gemeinsamen Rücklagenkonto wer-

den die diesem durch Beschluss der Träger 

zugewiesenen Teile des Gewinns oder 

sonstige Zuzahlungen der Träger gutge-

schrieben. An dem gemeinsamen Rückla-

genkonto sind die Träger stets im Verhältnis 

ihrer Kapitalkonten I zueinander beteiligt. 

Das Konto ist unverzinslich.  

(7) Auf dem individuellen Projekteinlage-

konto sind je Beteiligung des gemeinsamen 

Kommunalunternehmens an einer Projekt-

gesellschaft die Einlagen der Träger für die 

Aufbringung des Eigenkapitals in der jewei-

ligen Projektgesellschaft zu verbuchen. Das 

Konto ist unverzinslich. 

(8) Auf dem individuellen Projektgewinn-

konto sind die auf den jeweiligen Träger 

entfallenden Ausschüttungen aus den Pro-

jektgesellschaften zu verbuchen. 

§ 4 Gegenstand des gemeinsamen Kommu-

nalunternehmens  

(1) Gegenstand des gemeinsamen Kommunal-

unternehmens ist  

a) die gemeinsame Entwicklung und 

Umsetzung von Projekten und neuen 

Geschäftsfeldern im Bereich der Ener-

gieerzeugung, Energiespeicherung 
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und Energieversorgung aus Erneuer-

baren Energien. Hierzu zählt insbe-

sondere die Identifizierung von neuen 

Geschäftsfeldern im Bereich der Er-

neuerbaren Energien und die Entwick-

lung von Konzepten zur sauberen 

Energieerzeugung und -versorgung; 

b) die Unterstützung der Träger bei der 

Gebietsentwicklung im Bereich der Er-

neuerbaren Energien sowie der früh-

zeitigen Sicherung geeigneter Flä-

chen; 

c) der Aufbau einer geeigneten Plattform 

zur Bündelung sämtlicher öffentlicher 

Interessen im Bereich der Erneuerba-

ren Energien sowie die Erbringung 

von Betriebsführungsleistungen für 

Projektgesellschaften; 

d) die Koordination der bestehenden und 

dort verbleibenden Aufgaben zur 

Energieversorgung auf Ebene der Ge-

meinden. 

(2) Das gemeinsame Kommunalunternehmen 

kann sich unter Beachtung des Art. 92 GO 

zum Zwecke der Erfüllung seiner Aufgaben 

an anderen Gesellschaften beteiligen oder 

Gesellschaften gründen, wenn dies dem 

Gegenstand des gemeinsamen Kommunal-

unternehmens dient oder die Erreichung 

des Gegenstands des gemeinsamen Kom-

munalunternehmens nur so sichergestellt 

werden kann. Das gemeinsame Kommunal-

unternehmen kann insbesondere zum Zwe-

cke der Realisierung der entwickelten Pro-

jekte im Bereich der Energieerzeugung und 

Energieversorgung aus Erneuerbaren Ener-

gien Tochtergesellschaften (sog. Projektge-

sellschaften) gründen.  

(3) Im Falle der Gründung oder Beteiligung an 

anderen Gesellschaften ist sicherzustellen, 

dass die Haftung des gemeinsamen Kom-

munalunternehmens auf seine Einlage be-

grenzt ist.  

(4) Das gemeinsame Kommunalunternehmen 

ist berechtigt, Geschäfte jeder Art durchzu-

führen, die dem vorstehend beschriebenen 

Gegenstand unmittelbar oder mittelbar die-

nen oder diesen ergänzen. 

§ 5 Beitritt weiterer Gebietskörperschaften 

(1) Dem gemeinsamen Kommunalunterneh-

men können weitere kommunale Gebiets-

körperschaften beitreten.  

(2) Der Betritt weiterer kommunaler Gebietskör-

perschaften erfolgt auf Antrag (Art. 50 

Abs. (6) Satz 3 i. V. m. Art. 44 Abs. (2) 

Satz 2 KommZG) sowie durch Änderungen 

der Satzung des gemeinsamen Kommunal-

unternehmens gemäß Art. 49 Abs. (1) 

Satz 2 KommZG. Der Beitritt bedarf der Zu-

stimmung aller Träger gemäß Art. 50 

Abs. (6) Satz 2 KommZG.  

§ 6 Organe und Ausschüsse 

(1) Organe des gemeinsamen Kommunalunter-

nehmens sind:  

a) der Vorstand (§ 7) und  

b) der Verwaltungsrat (§ 8 bis § 10). 

(2) Darüber hinaus sollen im Falle der mittelba-

ren Beteiligung der Träger an Projektgesell-

schaften beschließende Projektausschüsse 

(§ 12) eingerichtet werden. 
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§ 7 Der Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus einem oder meh-

reren Mitglied/-ern. Ab Gründung einer Pro-

jektgesellschaft soll der Vorstand aus min-

destens zwei Mitgliedern bestehen. Die Mit-

glieder des Vorstands sind einzelvertre-

tungsbefugt und von den Beschränkungen 

des § 181 Alt. 2 Bürgerliches Gesetzbuch 

(BGB) befreit. 

(2) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat auf 

die Dauer von höchstens fünf Jahren be-

stellt. Eine erneute Bestellung ist zulässig. 

Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann 

der Verwaltungsrat Mitglieder des Vor-

stands durch Beschluss mit einer Mehrheit 

von drei Viertel der abgegebenen Stim-

men vorzeitig abberufen. 

(3) Der Vorstand leitet das gemeinsame Kom-

munalunternehmen eigenverantwortlich, so-

fern nicht gesetzlich, durch diese Satzung o-

der einer Geschäftsordnung für den Vor-

stand etwas anderes bestimmt ist.  

(4) Der Vorstand hat den Verwaltungsrat über 

alle wichtigen Vorgänge rechtzeitig zu un-

terrichten und auf Anforderung dem Verwal-

tungsrat über die Angelegenheiten des ge-

meinsamen Kommunalunternehmens Aus-

kunft zu geben. 

(5) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat vier-

teljährlich schriftlich Zwischenberichte über 

die Abwicklung des Vermögens- und Er-

folgsplans vorzulegen. Darüber hinaus hat 

der Vorstand den Verwaltungsrat zu unter-

richten, wenn bei der Ausführung des Er-

folgsplans erfolgsgefährdende Minderer-

träge oder Mehraufwendungen zu erwarten 

sind. Sind darüber hinaus Verluste zu er-

warten, die Auswirkungen auf die Haushalte 

der Träger haben können, ist dem Verwal-

tungsrat hierüber unverzüglich Bericht zu 

erstatten.  

(6) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des 

Verwaltungsrats (ohne Stimmrecht) teil, so-

fern der Verwaltungsrat nicht etwas anderes 

beschließt. In Angelegenheiten, die Mitglie-

der des Vorstands persönlich betreffen, ent-

scheidet der Verwaltungsrat nach Anhörung 

des betreffenden Vorstandsmitglieds in Ab-

wesenheit der Vorstandsmitglieder. 

(7) Der Verwaltungsrat schließt mit dem Vor-

stand einen Dienstvertrag, der seine Aufga-

ben und Vergütung regelt. In dem Dienstver-

trag ist zu vereinbaren, dass jedes Vor-

standsmitglied vertraglich verpflichtet wird, 

die ihm im Geschäftsjahr jeweils gewährten 

Bezüge i. S. v. § 285 Nr. 9 lit. a) des Han-

delsgesetzbuchs allen Trägern jährlich zur 

Veröffentlichung mitzuteilen.  

(8) Der Vorstand ist zuständig für die Wahrneh-

mung sämtlicher arbeitsrechtlicher Befug-

nisse gegenüber den Arbeitnehmern des 

gemeinsamen Kommunalunternehmens. Er 

entscheidet eigenverantwortlich über die 

Einstellung qualifizierten Personals.  

(9) Sofern der Vorstand aus mehr als einem 

Mitglied besteht, erlässt der Verwaltungsrat 

eine Geschäftsordnung für den Vorstand, in 

welcher u. a. die Geschäftsverteilung zwi-

schen den Vorstandsmitgliedern im Innen-

verhältnis, die Gegenstände der gemeinsa-

men Beschlussfassung der Vorstandsmit-

glieder sowie die Formvorschriften über die 

Beschlussfassung der Vorstandsmitglieder 

geregelt wird.  
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§ 8 Der Verwaltungsrat  

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens 

vier Mitgliedern Jeder Träger entsendet ein 

Mitglied in den Verwaltungsrat und be-

stimmt ein stellvertretendes Mitglied. Im Fall 

der Verhinderung des Mitglieds wird dieses 

Mitglied durch sein stellvertretendes Mit-

glied vertreten. Das Stimmrecht des Mit-

glieds bestimmt sich nach der Beteiligung 

des entsendenden Trägers am gemeinsa-

men Kommunalunternehmen. Dabei ge-

währt jeder Euro am Stammkapital (Kapi-

talkonto I) eine Stimme. 

(2) Der Vorsitzende sowie dessen Stellvertreter 

werden vom Verwaltungsrat aus seiner 

Mitte gewählt. Die Wahl kann dabei offen er-

folgen. Gewählt ist, wer die Mehrzahl der 

Stimmen auf sich vereint. Bei Gründung des 

gemeinsamen Kommunalunternehmens 

wird ein vorläufiger Vorsitzender durch die 

Träger bestimmt. 

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats können 

ihr Mandat nur aus wichtigem Grund nieder-

legen. Die Niederlegung ist durch schriftli-

che Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden 

anzuzeigen.  

(4) Legt der Vorsitzende den Vorsitz nieder, 

wird in der nächsten Verwaltungs-ratssit-

zung, die auch durch den Vorstand nach 

den folgenden Regelungen einberufen wer-

den kann, aus der Mitte des Verwaltungs-

rats ein neuer Vorsitzender gewählt. Ge-

wählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen auf sich vereint. Entsprechendes 

gilt, wenn der stellvertretende Vorsitzende 

den stellvertretenden Vorsitz niederlegt. 

(5) Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter 

werden von den Trägern für sechs Jahre 

bestellt. Abweichend hiervon endet die 

Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungs-

rats, die dem Träger angehören, mit dem 

Ende der Wahlzeit oder dem vorzeitigen 

Ausscheiden aus dem Träger. Die Mitglie-

der des Verwaltungsrats üben ihr Amt bis 

zum Amtsantritt der neuen Mitglieder weiter 

aus. 

(6) Der Verwaltungsrat hat die Träger auf Ver-

langen über alle wichtigen Angelegenheiten 

des gemeinsamen Kommunalunterneh-

mens zu unterrichten.  

(7) Die Mitglieder des Verwaltungsrats unterlie-

gen nur in den durch die Gemeindeordnung 

vorgegebenen Fällen den Weisungen der 

jeweiligen Träger.  

(8) Für die Vorbereitung und Teilnahme an Sit-

zungen des Verwaltungsrats erhalten die 

Teilnehmer eine angemessene Entschädi-

gung. Die Entschädigung setzt sich zusam-

men aus einer Pauschale für die Vorberei-

tung der Teilnahme an einer Verwaltungs-

ratssitzung i. H v. € 50,00 für jeden Monat, 

in welchem sie an der Sitzung teilgenom-

men haben, sowie zusätzlich € 50,00 für die 

Teilnahme an der betreffenden Verwal-

tungsratssitzung. Einen Anspruch auf Ent-

schädigung haben nur Teilnehmer, die als 

ehrenamtliche Stellvertreter an den Sitzun-

gen des Verwaltungsrats teilnehmen. Nach-

gewiesene Fahrtauslagen werden im Falle 

der Nutzung eines eigenen Pkws mit einem 

Betrag i. H. v. € 0,30 pro Kilometer vergü-

tet. Im Falle der Mitnahme eines anderen 

Teilnehmers erhält der Fahrer einen Mitnah-

meentschädigung i. H. v. € 0,02 pro Kilo-

meter. Im Falle der Nutzung öffentlicher Be-

förderungsmittel werden die entstandenen 

Fahrtkosten ersetzt. Damit sind sämtliche 

Aufwendungen abgegolten. Für geborene 
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Mitglieder des Verwaltungsrats nach § 8 

Abs. (1) sowie übrige, nichtehrenamtliche 

Teilnehmer (z.B. Verwaltungsangestellte) 

ist die Vorbereitung und Teilnahme an Ver-

waltungsratssitzungen im Rahmen ihrer ori-

ginären Tätigkeit abgegolten. 

(9) Der Verwaltungsrat kann sich eine Ge-

schäftsordnung geben.  

§ 9 Zuständigkeit des Verwaltungsrats  

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Ge-

schäftsführung des Vorstands. Er ist gegen-

über dem Vorstand weisungsbefugt. Wei-

sungen bedürfen einer einstimmigen Ent-

scheidung des Verwaltungsrats. 

(2) Der Verwaltungsrat kann jederzeit vom Vor-

stand über alle Angelegenheiten des ge-

meinsamen Kommunalunternehmens Be-

richterstattung verlangen.  

(3) Der Verwaltungsrat entscheidet über fol-

gende Maßnahmen, soweit bestimmte Maß-

nahmen nicht bereits im Rahmen des Wirt-

schaftsplans genehmigt wurden:  

a) die Änderung der Satzung des ge-

meinsamen Kommunalunterneh-

mens; 

b) den Beitritt zum und das Ausscheiden 

einzelner Träger aus dem gemeinsa-

men Kommunalunternehmen ein-

schließlich der Festlegung der Kondi-

tionen des Beitritts und des Ausschei-

dens, sofern nicht bereits in dieser 

Satzung geregelt;  

c) die Auflösung oder Verschmelzung 

des gemeinsamen Kommunalunter-

nehmens;  

d) die Erhöhung oder Herabsetzung des 

Stammkapitals sowie der Rücklagen 

(Kapitalkonto II) des gemeinsamen 

Kommunalunternehmens;  

e) Entnahmen vom individuellen Ver-

rechnungskonto, soweit sie über den 

reinen Zahlungsverkehr hinausgehen; 

f) die Errichtung und unmittelbare oder 

mittelbare Beteiligung des gemeinsa-

men Kommunalunternehmens an an-

deren Unternehmen, die gänzliche o-

der teilweise Veräußerung von Betei-

ligungen und die Änderung der 

Rechtsform oder die Aufgabe von Be-

teiligungen; hierzu gehört auch die 

Gründung von Projektgesellschaften 

i. S. d. § 4 Abs. (2);  

g) die Entscheidung über die personelle 

Besetzung der Geschäftsführung und 

gesellschaftsrechtlicher Gremien 

(z. B. Aufsichtsrat, Beirat) bei Beteili-

gungen des gemeinsamen Kommu-

nalunternehmens an anderen Gesell-

schaften;  

h) die Stimmabgabe in Gesellschaften, 

an denen das gemeinsame Kommu-

nalunternehmen beteiligt ist; 

i) den Erlass von Satzungen und Ver-

ordnungen im Rahmen des übertrage-

nen Aufgabenbereichs (§ 4); in die-

sem Fall unterliegen die Mitglieder 

des Verwaltungsrats Weisungen des 

jeweiligen Stadt- / Gemeinderats; 

j) die Feststellung und Änderung des 

Wirtschaftsplans;  
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k) die Feststellung und Änderung des 

Jahresabschlusses sowie die Entlas-

tung des Vorstands;  

l) die Ergebnisverwendung und die 

Rückzahlung von Eigenkapital;  

m) Verfügungen über Anlagevermögen 

und die Verpflichtung hierzu, insbe-

sondere Erwerb, Veräußerung, 

Tausch und Belastung von Grundstü-

cken und grundstücksgleichen Rech-

ten, sowie die Veräußerung von Ver-

mögensgegenständen, wenn der Ge-

genstandswert im Einzelfall den in der 

Geschäftsordnung für den Verwal-

tungsrat aufgeführten Betrag über-

schreitet; 

n) die Gewährung von Darlehen bzw. die 

Aufnahmen von Darlehen, die im Ein-

zelfall den in der Geschäftsordnung 

für den Verwaltungsrat aufgeführten 

Betrag überschreiten sowie die Über-

nahme von Bürgschaften, Abschluss 

von Gewährverträgen, Bestellung 

sonstiger Sicherheiten sowie Rechts-

geschäfte, die dem Vorgenannten 

wirtschaftlich gleichkommen; 

o) der Abschluss aller, das gemeinsame 

Kommunalunternehmen verpflichten-

der Verträge, die in der Geschäftsord-

nung für den Verwaltungsrat aufge-

führten Beträge überschreiten. Bei 

Dauerschuldverhältnissen, insbeson-

dere Arbeitsverhältnissen, berechnet 

sich der Wert nach dem Jahreswert 

der Leistungen; 

p) Verfügungen über Projektrechte an 

Dritte oder an Projektgesellschaften,  

q) die Bestellung des Abschlussprüfers;  

r) die Bestellung von Mitgliedern des 

Vorstands, deren Abberufung aus 

wichtigem Grund sowie Regelung der 

Dienstverhältnisse der Mitglieder des 

Vorstands;  

s) die Erteilung und der Widerruf von 

Prokuren; 

t) die finanzielle Beteiligung einzelner 

Träger an Projektgesellschaften ent-

sprechend  § 11 Abs. (4); 

u) die Bildung von beschließenden Pro-

jektausschüssen gemäß § 12; 

v) die Mitgliedschaft im Kommunalen Ar-

beitgeberverband Bayern e.V. (KAV); 

w) die Einleitung von Rechtsstreitigkeiten 

und Einlegung von Rechtsmitteln mit 

einem Streitwert von mehr als € 

10.000,00 netto, sowie der Abschluss 

von Vergleichen die die Erbringung 

von Leistungen oder den Verzicht auf 

Forderungen im Wert von mehr als € 

10.000,00 netto beinhalten; 

x) die konkretisierte Prüfung der Um-

setzbarkeit möglicher Projekte; 

(4) Nach Beschluss des Verwaltungsrats ge-

mäß § 8 Abs.  (3) lit. u), entscheidet der je-

weils zu bildenden Projektausschuss nach § 

11 über die Stimmabgabe in der jeweiligen 

Projektgesellschaft. Es gilt Art. 34 Abs. 2 

KommZG entsprechend. 

(5) Der Vorsitzende des Verwaltungsrats vertritt 

das gemeinsame Kommunalunternehmen 

gegenüber dem Vorstand sowie gegenüber 

Dritten für den Fall, dass das gemeinsame 
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Kommunalunternehmen noch keinen Vor-

stand hat oder dieser nicht handlungsfähig 

ist.  

§ 10 Einberufung und Beschlüsse des Ver-

waltungsrats  

(1) Der Verwaltungsrat tritt auf schriftliche oder 

elektronische Einladung des Vorsitzenden 

des Verwaltungsrats zusammen. Die Einla-

dung muss Tageszeit und Sitzungsort sowie 

die Tagesordnung angeben und den Mitglie-

dern des Verwaltungsrats spätestens sie-

ben Tage vor der Sitzung zugehen. Der Tag 

der Sitzung zählt bei der Fristberechnung 

nicht mit. In dringenden Fällen kann die Frist 

auf drei Tage verkürzt werden.  

(2) Der Verwaltungsrat ist mindestens einmal 

halbjährlich einzuberufen. Er muss außer-

dem einberufen werden, wenn mindestens 

ein Drittel der Mitglieder des Verwaltungs-

rats unter Angabe der Beratungsgegen-

stände dies beantragt.  

(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden 

vom Vorsitzenden des Verwaltungsrats ge-

leitet. Der Vorsitzende des Verwaltungsrats 

bereitet die Sitzungen des Verwaltungsrats 

vor.  

(4) Mit Ausnahme der Regelung des § 2 

Abs. (4) der Verordnung über Kommunalun-

ternehmen (im Folgenden „KUV“) sind die 

Sitzungen des Verwaltungsrats nichtöffent-

lich. Der Vorsitzende des Verwaltungsrats 

kann jederzeit sachkundige Dritte zu den 

Sitzungen des Verwaltungsrats mit beraten-

der Funktion zu einzelnen Tagesordnungs-

punkten hinzuziehen. 

(5) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, 

wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß 

geladen sind und die Mehrheit der Mitglie-

der, darunter der Vorsitzende des Verwal-

tungsrats, bzw. deren Stellvertreter, anwe-

send und stimmberechtigt ist. Über andere 

als in der Einladung angegebene Bera-

tungsgegenstände darf nur dann Beschluss 

gefasst werden, wenn  

a) die Angelegenheit dringlich ist und der 

Verwaltungsrat der Behandlung mehr-

heitlich zustimmt oder  

b) sämtliche Mitglieder des Verwaltungs-

rats (bzw. deren Stellvertreter) anwe-

send sind und kein Mitglied der Be-

handlung widerspricht.  

(6) Wird der Verwaltungsrat zum zweiten Mal 

zur Verhandlung über denselben Gegen-

stand zusammengerufen, so ist er ohne 

Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen be-

schlussfähig. Bei der zweiten Einladung 

muss auf diese Folge hingewiesen werden.  

(7) Die Sitzungen des Verwaltungsrats finden in 

den Geschäftsräumen der Träger statt, so-

weit die Mitglieder des Verwaltungsrats 

nicht mehrheitlich etwas anderes beschlie-

ßen. Beschlüsse des Verwaltungsrats wer-

den grundsätzlich in Versammlungen ge-

fasst und sind nach folgendem Abs. (9) zu 

protokollieren. Jedoch können Beschlüsse 

des Verwaltungsrats, soweit nicht zwingen-

des Recht eine andere Form vorsieht, auch 

telefonisch, in Textform, per Telefax, E-Mail, 

in Video- oder Telefonkonferenzen sowie in 

Kombination (z. B. Zuschaltung abwesen-

der Mitglieder des Verwaltungsrats zu einer 

Sitzung des Verwaltungsrats oder durch 

nachträgliche Stimmabgabe) gefasst wer-

den (Umlaufverfahren), wenn  
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a) der Einberufende auf die Art der Be-

schlussfassung und auf die Frist zur 

Stimmabgabe in der Einladung hin-

weist und 

b) alle Mitglieder des Verwaltungsrats an 

der Beschlussfassung teilnehmen.  

Andernfalls ist das Umlaufverfahren ge-

scheitert. In diesem Fall ist unverzüglich 

eine Sitzung des Verwaltungsrats mit den-

selben Beschlussgegenständen einzuberu-

fen.  

(8) Beschlüsse des Verwaltungsrats nach § 9 

Abs. (3) lit. a) bis e) bedürfen der Zustim-

mung aller Träger. Beschlüsse des Ver-

waltungsrats gemäß § 9 Abs. (3) lit. f) 

und p) bedarf einer Mehrheit von drei Vier-

tel der abgegebenen Stimmen. Im Übri-

gen werden die Beschlüsse des Verwal-

tungsrats mit einfacher Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen gefasst, sofern nicht ge-

setzlich oder in diesem Vertrag etwas ande-

res geregelt ist. Stimmenthaltungen sind 

nicht zulässig. 

(9) Über die gefassten Beschlüsse ist eine Nie-

derschrift zu fertigen. Die Niederschrift ist 

vom Vorsitzenden des Verwaltungsrats zu 

unterzeichnen und dem Verwaltungsrat in 

der nächsten Sitzung zur Genehmigung vor-

zulegen. 

(10) Der Vorsitzende des Verwaltungsrats ist be-

fugt, anstelle des Verwaltungsrats dringliche 

Anordnungen zu treffen und unaufschieb-

bare Geschäfte zu besorgen. Hierüber hat 

der Vorsitzende des Verwaltungsrats den 

Verwaltungsrat in der nächsten Sitzung zu 

unterrichten. 

(11) Hält der Vorsitzende des Verwaltungsrats 

einen Beschluss des Verwaltungsrats für 

rechtswidrig, so hat er ihn zu beanstanden. 

Die Beanstandung hat aufschiebende Wir-

kung. Hält der Verwaltungsrat an seinem 

Beschluss fest, ist die Entscheidung der zu-

ständigen Aufsichtsbehörde herbeizufüh-

ren. 

§ 11 Projekte 

(1) Sobald das gemeinsame Kommunalunter-

nehmen die Planung zur Umsetzung einer 

Anlage zur Verfolgung des Unternehmens-

gegenstands gemäß § 4 Abs. (1) aufge-

nommen hat und hierfür über mindestens 

eine gesicherte Rechtsposition verfügt (im 

Folgenden „Projekt“), hat das gemeinsame 

Kommunalunternehmen in der Buchhaltung 

eine gesonderte Kostenstelle einzurichten, 

auf der alle mit dem jeweiligen Projekt ver-

bundenen internen und externen Aufwen-

dungen zu erfassen sind. Eine gesicherte 

Rechtsposition liegt z. B. im Abschluss ei-

nes Flächensicherungsvertrags.  

(2) Der Vorstand hat im Rahmen seiner Bericht-

erstattung den Verwaltungsrat über den 

Stand der Projekte zu informieren, soweit 

die Berichterstattung nicht in dem für das 

Projekt errichteten Projektausschuss er-

folgt. 

(3) Spätestens nach vollständiger Entwicklung 

eines Projekts sollen sämtliche Projekt-

rechte auf eine Projektgesellschaft zur Rea-

lisierung des Projekts in der Projektgesell-

schaft übertragen werden.  

(4) Die Träger beteiligen sich mittelbar an dem 

wirtschaftlichen Erfolg der Projektgesell-

schaften. 

Hierfür ist ab Gründung der Projektgesell-

schaft innerhalb des gemeinsamen Kommu-

nalunternehmens eine Spartenrechnung in 
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Anlehnung an die Regelungen des § 6b 

EnWG abzubilden, in der die Beteiligung an 

der jeweiligen Projektgesellschaft abgebil-

det wird. Die jeweiligen Träger, die sich mit-

telbar an der Projektgesellschaft beteiligen 

wollen, leisten die in die Projektgesellschaft 

zu erbringende Eigenkapitaleinlage an das 

gemeinsame Kommunalunternehmen, das 

diese Gelder als Eigenkapitaleinlage des 

gemeinsamen Kommunalunternehmens in 

die Projektgesellschaft einbezahlt. 

§ 12 Projektausschüsse 

(1) Im Falle einer mittelbaren Beteiligung i. S. d. 

§ 11 Abs. (4) im Projekt soll spätestens mit 

Beschlussfassung über die Gründung der 

Projektgesellschaft für jedes Projekt ein be-

schließender Projektausschuss gebildet 

werden, § 9 Abs. (3) lit. u). Der jeweilige 

Projektausschuss soll aus Vertretern der 

Träger (§ 7 Abs. (1)) besetzt werden, die 

sich am jeweiligen Projekt finanziell nach 

§ 11 Abs. (4) beteiligen. 

(2) Der Projektausschuss entscheidet, neben 

den sonstigen, durch den Verwaltungsrat 

dem Projektausschuss übertragenen 

Rechtsgeschäften und Maßnahmen, über 

die Stimmabgaben in der Gesellschafterver-

sammlung der Projektgesellschaft. Das 

Stimmrecht richtet sich dabei nach dem Ver-

hältnis der finanziellen Beteiligung der je-

weiligen Träger am Projekt zueinander. Un-

ter finanzieller Beteiligung ist der Eigenkapi-

talanteil zu verstehen, mit dem jeder Träger 

an der Projektgesellschaft beteiligt ist. 

(3) Der jeweilige Projektausschuss trifft Ent-

scheidungen durch Beschluss. Der jeweilige 

Projektausschuss ist beschlussfähig, wenn 

mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwe-

send ist. Er fasst seine Beschlüsse mit ein-

facher Mehrheit der abgegebenen Stim-

men, wenn nicht Abweichendes geregelt ist. 

Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen 

werden nicht mitgerechnet. 

(4) Beschlüsse des Projektausschusses über 

die Stimmabgabe in der Gesellschafterver-

sammlung in Projektgesellschaften betref-

fend die Auflösung der Projektgesellschaft 

bedürfen eines einstimmigen Beschlusses. 

Beschlüsse des Projektausschusses über 

die Stimmabgabe in der Gesellschafterver-

sammlung in Projektgesellschaften betref-

fend 

a) die Änderung der Rechtsform und des 

Gesellschaftsvertrags der Projektge-

sellschaft; 

b) der Feststellung des Jahresabschlus-

ses und die Verwendung des Ergeb-

nisses der Projektgesellschaft; 

c) die Bestellung, Anstellung, Abberu-

fung und Kündigung der Geschäfts-

führer der Projektgesellschaft; 

d) den Wirtschaftsplan der Projektgesell-

schaft und die jeweilige Sparte des 

Wirtschaftsplans des gemeinsamen 

Kommunalunternehmens; 

bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteln 

der abgegebenen Stimmen.  

(5) Der Projektausschuss tritt auf schriftliche o-

der elektronische Einladung des Vorstands 

des gemeinsamen Kommunalunterneh-

mens zusammen. Die Einladung muss Ta-

geszeit und Sitzungsort sowie die Tages-

ordnung angeben und den Mitgliedern des 

Projektausschusses spätestens sieben 

Tage vor der Sitzung zugehen. Der Tag der 
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Sitzung zählt bei der Fristberechnung nicht 

mit. In dringenden Fällen und wenn der Pro-

jektausschuss am selben Tag wie der Ver-

waltungsrat zusammentritt kann die Frist auf 

drei Tage verkürzt werden. Die Sitzungen 

des Projektausschusses werden vom Vor-

stand des gemeinsamen Kommunalunter-

nehmens geleitet. Der Vorstand des ge-

meinsamen Kommunalunternehmens berei-

tet die Sitzungen des Projektausschusses 

vor. § 10 Abs. (5) bis Abs. (7) sowie Abs. (9) 

gelten für den Projektausschuss entspre-

chend.  

§ 13 Verpflichtungserklärungen  

(1) Verpflichtende Erklärungen des gemeinsa-

men Kommunalunternehmens bedürfen der 

Schriftform oder müssen in elektronischer 

Form mit einer dauerhaft überprüfbaren, 

qualifizierten elektronischen Signatur nach 

dem Signaturgesetz versehen sein. Dies gilt 

nicht für ständig wiederkehrende Ge-

schäfte des täglichen Lebens, die finanziell 

von unerheblicher Bedeutung sind. Die Un-

terzeichnung erfolgt durch den Vorstand 

bzw. durch jeweils Vertretungsberechtigte. 

Die Unterzeichnung erfolgt unter dem Na-

men „Regionalwerk Westliche Wälder gKU“. 

Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen 

und Konzessionen genügt die Textform, so-

weit eine andere Rechtsvorschrift nichts Ab-

weichendes bestimmt. 

(2) Der Vorstand unterzeichnet ohne Beifügung 

eines Vertretungszusatzes, sein Stellvertre-

ter mit dem Zusatz „in Vertretung“, Prokuris-

ten mit dem Zusatz „ppa“, andere Vertre-

tungsberechtigte mit dem Zusatz „im Auf-

trag“. 

§ 14 Spartenrechnung 

(1) Im Falle der mittelbaren Beteiligung i. S. d. 

§ 11 Abs. (4) hat das gemeinsame Kommu-

nalunternehmen eine Spartenrechnung 

durchzuführen. Hierbei werden in der je-

weils gesonderten Sparte Sparten-Gewinn- 

und Verlustrechnungen sowie Spartenbilan-

zen ermittelt, in die sämtliche der jeweiligen 

Sparte zuzuordnenden Erträge und Aufwen-

dungen sowie Ein- und Auszahlungen ein-

fließen. Das geschieht unter Einbeziehung 

der anteiligen Gemeinkosten, die, soweit sie 

nicht der jeweiligen Sparte direkt zuzuord-

nen sind, im Verhältnis der Sparten zueinan-

der betriebswirtschaftlich sinnvoll und sach-

gerecht aufgeschlüsselt werden. 

(2) Das gemeinsame Kommunalunternehmen 

verfügt mindestens über folgende Sparten: 

a) eine Sparte Eigenverwaltung; 

b) eine Sparte Projektentwicklung allge-

mein; 

c) je eine Sparte Projektentwicklung pro 

Projekt; 

d) je eine Sparte pro Beteiligung an einer 

Projektgesellschaft. 

(3) Durch eine Spartenrechnung sind die Er-

gebnisse der jeweiligen Sparte gesondert 

nachzuweisen. Die Richtigkeit der Sparten-

rechnung ist durch den Abschlussprüfer im 

Rahmen der Prüfung des Jahresabschlus-

ses zu prüfen und zu bestätigen.  
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§ 15 Ergebnisverteilung 

(1) Im Falle der mittelbaren Beteiligung i. S. d. 

§ 11 Abs. (4) nehmen die Träger am Ergeb-

nis des gemeinsamen Kommunalunterneh-

men wie folgt teil: 

 

(2) Soweit die steuerlichen Gewinn- und Ver-

lustzuweisungen aus der Beteiligung an 

Projektgesellschaften auf der Ebene des 

gemeinsamen Kommunalunternehmens zu 

einer steuerlichen Mehr- oder Minderbelas-

tung führen, sind diese Auswirkungen bei 

der Ergebnisverteilung „je Sparte Beteili-

gung an Projektgesellschaft“ zu berücksich-

tigen. § 14 KUV bleibt hiervon unberührt. 

§ 16 Überführung in den hoheitlichen Be-

reich des gemeinsamen Kommunalun-

ternehmens 

(1) Im Falle der Gewinnausschüttung werden 

die Gewinne aus den wirtschaftlichen Tätig-

keiten des gemeinsamen Kommunalunter-

nehmens stets zunächst in den hoheitlichen 

Bereich des Kommunalunternehmens über-

führt und unterliegen dabei der Kapitaler-

tragsteuer zzgl. Solidaritätszuschlag. Die 

Auszahlung der Gewinne an die Träger 

bleibt dann ertragssteuerfrei.  

(2) Die Gewinnanteile der Träger werden daher 

jeweils um die Kapitalertragsteuer zzgl. So-

lidaritätszuschlag gemindert. 

§ 17 Entnahmen 

(1) Entnahmen von positiven Salden von den 

individuellen Projektgewinnkonten sind je-

derzeit zulässig. 

(2) Entnahmen vom individuellen Verrech-

nungskonto bedürfen der Beschlussfassung 

des Verwaltungsrats, soweit sie über den 

reinen Zahlungsverkehr hinausgehen. 

§ 18 Wirtschaftsführung, Rechnungswesen 

und Prüfung  

(1) Das gemeinsame Kommunalunternehmen 

ist sparsam und wirtschaftlich unter Beach-

tung des Unternehmensgegenstands zu 

führen. Im Übrigen gelten die Vorschriften 

der Verordnung über Kommunalunterneh-

men (KUV) über Wirtschaftsführung, Ver-

mögensverwaltung und Rechnungslegung 

sowie Art. 95 Abs. (1) GO sowie die Rege-

lungen der Kommunalhaushaltsverordnung-

Doppik (KommHV-Doppik).  

1. Der Jahresabschluss und der Lagebericht 

werden nach den Bestimmungen des 

Art. 91 Abs. 1 GO i. V. m. § 22 KUV aufge-

stellt und geprüft. 

2. § 27 KUV findet in seiner jeweiligen Fas-

sung Anwendung. Nachrichtlich bedeutet 

dies im Zeitpunkt des Erlasses dieser Sat-

zung, dass  

Sparte Beteiligungs-

schlüssel 

Sparte Eigenverwal-

tung 

Anteil am Kapi-

talkonto I 

Sparte Projektentwick-

lung allgemein 

Anteil am Kapi-

talkonto I 

je Sparte Projektent-

wicklung pro Projekt 

Anteil am Kapi-

talkonto I 

je Sparte Beteiligung 

an Projektgesellschaft 

Anteil am Pro-

jekteinlagekonto 
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a. der Vorstand den Jahresabschluss, 

den Lagebericht und die Erfolgsüber-

sicht innerhalb von sechs Monaten 

nach Ende des Wirtschaftsjahres auf-

zustellen und nach Durchführung der 

Abschlussprüfung dem Verwaltungs-

rat zur Feststellung vorzulegen hat.  

b. der Jahresabschluss und der Lagebe-

richt vom Vorstand unter Angabe des 

Datums zu unterzeichnen sind. 

c. der Beschluss über die Feststellung 

des Jahresabschlusses ortsüblich be-

kannt zu machen ist. 

(2) Die Organe der Rechnungsprüfung der Trä-

ger haben das Recht, sich zur Klärung von 

Fragen, die bei der Prüfung nach Art. 106 

Abs. (4) Satz 2 und Satz 3 GO auftreten, 

unmittelbar zu unterrichten und zu diesem 

Zweck die betrieblichen Einrichtungen und 

Anlagen, die Bücher und Schriften des ge-

meinsamen Kommunalunternehmens ein-

zusehen. 

§ 19 Wirtschaftsplan und Wirtschaftsjahr  

(1) Vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres ist 

ein Wirtschaftsplan aufzustellen. Dieser be-

steht aus dem Erfolgs- und Vermögensplan 

gemäß §§ 17, 18 KUV. Dem Wirtschafts-

plan ist ein Stellenplan entsprechend § 5 

Abs. (1) bis Abs. (5) der Verordnung über 

das Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-

wesen nach den Grundsätzen der doppel-

ten kommunalen Buchführung der 

(KommHV-Doppik) beizufügen.  

(2) Das Wirtschaftsjahr des gemeinsamen 

Kommunalunternehmens ist das Kalender-

jahr.   

§ 20 Ausscheiden eines Trägers, Auflösung 

des gemeinsamen Kommunalunterneh-

mens und Auseinandersetzung 

(1) Die Auflösung des gemeinsamen Kommu-

nalunternehmens oder ein Antrag eines Trä-

gers auf Austritt ist die ersten zehn Jahre 

nach Inkrafttreten der Satzung ausge-

schlossen. Danach kann jeder Träger mit ei-

ner Frist von einem Jahr zum Ende eines 

Kalenderjahres aus dem gemeinsamen 

Kommunalunternehmen austreten. Der 

Austritt bedarf eines Antrags des jeweiligen 

Trägers.  

(2) Scheidet ein Träger durch Austritt oder au-

ßerordentliche Kündigung aus dem gemein-

samen Kommunalunternehmen aus, so hat 

eine Auseinandersetzung mit ihm zu erfol-

gen. 

(3) Im Rahmen der Auseinandersetzung erhält 

der Ausscheidende einen Abfindungsan-

spruch. Der Abfindungsanspruch des aus-

scheidenden Trägers besteht anteilig i. H. v. 

70 % des Unternehmenswerts bezogen auf 

den Anteil der ausscheidenden Partei am 

gemeinsamen Kommunalunternehmen un-

ter Berücksichtigung der Spartenrechnung.  

(4) Die Ermittlung des Unternehmenswerts 

nach Abs. (3) erfolgt einvernehmlich durch 

die Träger. Kommt eine einvernehmliche 

Festlegung des Unternehmenswerts nicht 

zustande, wird der Unternehmenswert 

durch einen einvernehmlich von den Trä-

gern zu bestimmenden Wirtschaftsprüfer als 

Gutachter auf Kosten der ausscheidenden 

Partei bestimmt. Die Bewertung durch den 

Wirtschaftsprüfer hat entsprechend der 

„Grundsätze zur Durchführung von Unter-

nehmensbewertungen (IDW S 1)“ in der je-
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weils gültigen Fassung bzw. eines entspre-

chenden Nachfolgestandards zu erfolgen. 

Maßgebend für den Unternehmenswert ist 

der danach festgestellte, objektivierte Unter-

nehmenswert, wie er sich nach 2.3. „Neut-

raler Gutachter“ des vorbezeichneten Stan-

dards ergibt. Der Wirtschaftsprüfer ist da-

nach zu beauftragen, in der Funktion als 

neutraler Gutachter tätig zu werden, der mit 

nachvollziehbarer Methodik einen von den 

individuellen Wertvorstellungen betroffener 

Parteien unabhängigen Wert - den objekti-

vierten Unternehmenswert - ermittelt. 

(5) Kommt innerhalb von zwei Monaten keine 

Einigung auf einen Wirtschaftsprüfer zu-

stande, so wird dieser durch den für den Sitz 

des gemeinsamen Kommunalunterneh-

mens zuständigen Präsidenten der Indust-

rie- und Handelskammer bestimmt.  

(6) Die zwischen der Errichtung des gemeinsa-

men Kommunalunternehmens und dem 

Ausscheiden eines Trägers durch das ge-

meinsame Kommunalunternehmen ange-

schafften Vermögenswerte und eingegan-

genen Verbindlichkeiten, die zum Zeitpunkt 

des Ausscheidens des Trägers noch beste-

hen, bleiben im gemeinsamen Kommunal-

unternehmen, sofern die betreffende Auf-

gabe beim gemeinsamen Kommunalunter-

nehmen verbleibt. 

(7) Dem gemeinsamen Kommunalunterneh-

men steht ein geldwerter Ausgleich zu, 

wenn angeschaffte Vermögenswerte über 

Einlagen der Träger finanziert wurden, der 

ausscheidende Träger den einlagefinanzier-

ten Vermögensgegenstand übernimmt und 

dies nicht im Rahmen der Unternehmensbe-

wertung nach Abs. (4) berücksichtigt wurde. 

Verbleibt der einlagefinanzierte Vermögens-

gegenstand im gemeinsamen Kommunal-

unternehmen, steht der geldwerte Ausgleich 

dem ausscheidenden Träger zu. Der geld-

werte Ausgleich entspricht im Falle des Sat-

zes 1 dem Wert des übernommenen Ver-

mögensgegenstands, im Falle des Satzes 2 

dem vom ausscheidenden Träger übernom-

menen, prozentualen Anteil am Wert des 

Vermögensgegenstands, der für die Auf-

bringung der Einlage zur Finanzierung des 

Vermögensgegenstands maßgeblich war. 

Die Bewertung der Vermögenswerte erfolgt 

nach den handelsbilanziellen Restbuchwer-

ten zum Zeitpunkt des Ausscheidens. 

 

§ 21 Ausschluss eines Trägers 

(1) Durch einstimmigen Beschluss des Verwal-

tungsrats kann ein Träger aus dem gemein-

samen Kommunalunternehmen ausge-

schlossen werden, wenn bei dem Träger ein 

wichtiger Grund i. S. d. §§ 134, 139 HGB 

vorliegt. Das von dem Träger entsandte Mit-

glied des Verwaltungsrats hat bei diesem 

Beschluss kein Stimmrecht.  

(2) Der Beschluss über den Ausschluss muss 

innerhalb von sechs Monaten nach dem 

Zeitpunkt getroffen werden, in dem sämtli-

che Träger von dem Ausschlussgrund 

Kenntnis erlangt haben. Dem betroffenen 

Träger steht bei dem Beschluss über den 

Ausschluss kein Stimmrecht zu. Der Be-

schluss über den Ausschluss wird, unab-

hängig von einer Abfindungszahlung, mit 

der Mitteilung an den betroffenen Träger 

durch den Verwaltungsratsvorsitzenden 

wirksam. Der Beschluss ist so lange als 

wirksam zu behandeln, bis seine Unwirk-

samkeit rechtskräftig festgestellt ist. 
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(3) Im Falle des Ausschlusses eines Trägers 

wird das gemeinsame Kommunalunterneh-

men nicht aufgelöst, sondern von den ver-

bleibenden Trägern unter der bisherigen 

Firma fortgesetzt. Der betroffene Träger 

scheidet aus dem gemeinsamen Kommu-

nalunternehmen aus und erhält eine Abfin-

dung nach § 20 Abs. (3) bis Abs. (7). 

(4) Stichtag für die Berechnung der Abfindung 

ist der Tag der Beschlussfassung. 

 

§ 22 Bekanntmachungen  

Bekanntmachungen des gemeinsamen Kommu-

nalunternehmens erfolgen in dem Amtsblatt des 

Landkreises Dillingen. 

 

§ 23 Inkrafttreten  

Die Satzung des gemeinsamen Kommunalunter-
nehmens tritt zum 04.12.2024, frühestens jedoch 
einen Tag nach Bekanntmachung der Satzung, in 
Kraft 
 
 
 
Holzheim, 14.10.2024 
 
 
 
 
 

Gemeinde Altenmünster  
 
Florian Mair 
Erster Bürgermeister 
 
 
Gemeinde Glött 
 
Friedrich Käßmeyer 
Erster Bürgermeister 
 
 
 
 
Gemeinde Holzheim 
 
Simon Peter 
Erster Bürgermeister 
 
 
Gemeinde Winterbach 
 
Reinhard Schieferle 
Erster Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Dillingen a.d.Donau, 20.12.2024 

Markus Müller 

Landrat 


